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Armut unter Migranten überdurch-
schnittlich und Dauerzustand 
DIW, 3.2. scc. Die soziale Situation der
Migrantinnen und Migranten in der BR
Deutschland hat sich seit 1998 im Ver-
gleich zur deutschen Bevölkerung wei-
ter verschlechtert. Besonders betroffen
sind jüngere und ältere Menschen mit
Migrationshintergrund. 1998 lebten be-
reits 19% der Migranten in Einkom-
mensarmut. Seither stieg dieser Anteil
auf 23%.Von der zweiten Zuwanderer-
generation (unter 35-Jährige) lebte
2002 jede dritte, bei der deutschen Be-
völkerung dagegen jede sechste Person
in Armut. Besonders betroffen ist die
türkische Arbeiterbevölkerung. Be-
sorgniserregend ist der Studie von DIW
und Infratest Sozialforschung zufolge,
dass Armut für viele Migranten kein
vorübergehendes Phänomen, sondern
Dauerzustand ist.

Neue Innovationsoffensive? 
Berliner Morgenpost, 3.2. rül. Das
Kanzleramt überlegt einem Bericht der
Berliner Morgenpost zufolge angeblich
ein neues Programm „für Bildung,Wis-
senschaft und Forschung“. Damit solle
die Wirtschaft „für die Märkte der Zu-
kunft wettbewerbsfähiger werden“.
Hauptinhalt dürfte die Technologieför-
derung sein, vielleicht verbunden mit
Qualifizierungsangeboten. Ein erster
Anlauf der Regierung im letzten Jahr –
Schröder hatte 2004 als „Jahr der Inno-
vationen“ ausgerufen – scheiterte schon
im Ansatz am Streit in der SPD um das
Ziel von Eliteuniversitäten und am
Streit mit den Ländern um Kompeten-
zen in der Bildungspolitik. Heraus kam
nur die Einrichtung einer mit Innova-
tionsförderung beauftragten Arbeits-
gruppe von Bundesregierung und ein
paar Konzernen, von der seitdem nichts
mehr zu hören war. Von ihrem zweiten
Anlauf erhofft sich die Regierung drin-
gend auch Impulse auf dem Arbeits-
markt. Einzelheiten werden nach dem
Bericht der Berliner Morgenpost derzeit
im Kanzleramt und zwischen den Mi-
nisterien verhandelt. Schröder selbst
nennt die Pläne „die zweite Seite der
Agenda 2010“.Hauptproblem ist die Fi-
nanzierung.Finanzminister Eichel weiß
nicht, woher er das Geld nehmen soll.
Der Regierung sei klar, dass ohne einen
großen finanziellen Betrag nicht mit
spürbaren Wirkungen auf dem Arbeits-
markt zu rechnen sei. Spätestens im
zweiten Halbjahr 2005 soll das Pro-
gramm stehen. Möglicherweise wird es
also noch im NRW-Wahlkampf genutzt.
Forderungen nach einem staatlichen In-
vestitionsprogramm erteilte Schröder
in der Kabinettssitzung am 2. Februar
eine Absage. Ein über Kredite finan-
ziertes öffentliches Investitionspro-

gramm für die Kommunen hatte unter
anderem der SPD-Abgeordnete Detlev
von Larcher gefordert. Von einem sol-
chen Konjunkturprogramm im zweiten
Halbjahr würde vor allem das Hand-
werk profitieren.

Unternehmerbelohnung – Kapital
fühlt sich beschubst 
FAZ. 29.1. maf. Bei der Hauptversamm-
lung der Porsche AG wurde „erstmals in
größerem Stil“ Kritik an der Höhe der
Vorstandsbezüge geübt. Die sechs Vor-
standsmitglieder hatten im Geschäfts-
jahr 2003/2004 zusammen 30,5 Millio-
nen Euro, rund 5 Millionen Euro mehr
als im Jahr zuvor verdient. Ein Sechstel
der Bezüge soll ergebnisabhängig sein.
Die Dividende für die Aktionäre hatte
insgesamt 69,5 Millionen Euro betra-
gen.

Nachkriegsverträge kein
Vertreibungsverbrechen 
FAZ, 5.2. ff. maf. Bereits im vorigen Jahr
war der Plan deutscher Vertriebenen-
funktionäre, gescheitert, in Berlin ein
Zentrum gegen Vertreibungen einzu-
richten. Die lebhafte Kritik vor allem
aus Polen, stieß in anderen Ländern Eu-
ropas, auch unter Verständigen in der
BRD, auf Resonanz. Die Bundesregie-
rung versuchte die Lage zu entschärfen.
Kulturstaatsministerin Weiss (partei-
los) ersann ein Alternativprojekt. Nach
einer Konferenz im April vorigen Jah-
res verkündete sie, Deutschland, Polen,
die Tschechische Republik, die Slowa-
kei, Österreich und Ungarn hätten sich
auf die Gründung eine „europäischen
Netzwerks“ verständigt. Es sollte unter
dem Dach des Europarates eingerichtet
werden und „Europäisches Zentrum
zur Erinnerung an Vertreibungen und
ethnisches Säuberungen“ heißen. Für
die Nachbarländer Deutschlands be-
stand nun die Schwierigkeit, den Plan
abzuwehren, ohne die Beziehungen zur
BRD zu belasten. Hier sprang Frank-
reich in die Bresche. Am 25. Januar die-
ses Jahres meldet die FAZ, die französi-
sche Delegation beim Europarat habe
sich einstimmig gegen das Vorhaben ge-
wandt, ausdrücklich, weil der Begriff
„Vertreibung“ („déportation“) die De-
portierung in Konzentrationslager mit
dem „in den Verträgen nach 1945 ver-
abredeten Bevölkerungsaustausch
gleichsetze“. Bei den Vertreibungen
nach 1945 könne auch nicht unbedingt
von „Verbrechen gegen die Menschlich-
keit“ gesprochen werden. Dieser Ein-
spruch ermöglichte der Regierung
Tschechiens den Ausstieg aus dem Eu-
ropäisierungsprojekt. Als nächstes ver-
fehlte der Vorschlag bei der „Parlamen-
tarischen Versammlung“ des Europara-
tes Ende Januar die nötige Zweidrit-
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telmehrheit. Am 1. Februar, an dem ein
„Europäisches Netzwerk Erinnerung
und Solidarität“ in Warschau nun auch
ohne Beteiligung Tschechiens und in-
zwischen auch Österreichs, das heißt
ohne Dach und mit Schäden am Fun-
dament gegründet werden sollte, be-
gnügte man sich mit einer Absichtser-
klärung,dies Netzwerk gründen zu wol-
len. Die FAZ vom 5.2. bezeichnet das als
Begräbnis erster Klasse. – Das Ganze
wirft ein Licht darauf,wie schwer es für
die östlichen Nachbarstaaten ist, sich
deutscher Zumutungen zu erwehren
und auch auf die große praktische Be-
deutung der „Verträge nach 1945“.

Nato- und Bundeswehr-Einsatz 
im Nahen Osten 
DR/ftd, 6./7.2. scc. In einem Interview
mit dem Deutschlandradio sprach sich
der ehemalige Generalinspekteur der
Bundeswehr und jetzige Vorsitzende des
Nato-Militärausschusses Kujat für den
Nato-Einsatz im Nahen Osten und ins-
besondere für die Beteiligung der
Bundeswehr daran aus. Kujat auf die
Frage,was auf die Nato nach einem Frie-
densschluss zwischen Israel und Paläs-
tina zukommen könne: „Ich denke, dass
die Nato die einzige Organisation ist,die
einen solchen Friedensschluss umsetzen
könnte – natürlich im Auftrag der Ver-
einten Nationen und natürlich auf Bit-
ten der beiden Beteiligten. … wer sonst
sollte es tun, wenn nicht die Nato? (…)
Ich denke, dass gerade wir Deutschen
einen Anlass hätten, uns an einer sol-
chen Mission zu beteiligen. (…) Es ist ja
eine nationale Frage, die hängt mit un-
serer Geschichte zusammen. Ich bin der
Auffassung, dass unsere Geschichte so-
zusagen geradezu die Herausforderung
ist, daran teilzunehmen, und nicht ein
Hindernis dafür.“ Kujat deutete an,dass
der intensivierte so genannte Mittel-
meerdialog der Nato mit den Mittel-
meeranrainern (Algerien, Ägypten,
Mauretanien, Tunesien, Jordanien, Ma-
rokko sowie Israel) darauf ziele, „die
Rahmenbedingungen für eine solche
Mission zu verbessern“. Die Financial
Times berichtet am 7.2., dass sich die 26
Nato-Botschafter in der vergangenen
Woche mit einer Anfrage Israels nach
„Aufwertung der Zusammenarbeit“ be-
fasst und „positiv“ reagiert hätten. Ei-
nige Nato-Mitglieder befürworten eine
Nato-Mitgliedschaft Israels. Am 24.2.
besucht Nato-Generalsekretär de Hoop
Scheffer Israel.

Europaweites Strafregister ab 2006 
Die Presse, 28.1. hav. Die EU-Kommis-
sion will im Kampf gegen grenzüber-
schreitende Kriminalität ein europa-
weit einheitliches Strafregister aufbau-
en. Nach den von Justizkommissar
Franco Frattini am Donnerstag in Brüs-
sel vorgelegten Plänen sollen in einem

ersten Schritt ab 2006 Daten über straf-
rechtliche Verurteilungen unter den EU-
Staaten elektronisch ausgetauscht wer-
den. In einer zweiten Phase soll die EU
ein „europäisches Standardformat“
entwickeln,das zum Aufbau einer euro-
päischen Datenbank führt. In diesem
EU-Format sollen Name, Geburtsda-
tum, Geburtsort, Geschlecht, Staatsan-
gehörigkeit sowie Informationen zur
strafrechtlichen Entscheidung über die
Person gespeichert werden. Technisch
könnte die EU auf ihre Fingerabdruck-
Datenbank für Asylwerber („Eurodac“)
oder das Schengen-Informations-Sys-
tem (SIS) zurückgreifen, schlägt die
EU-Kommission vor.

EU-Bürger kennen Verfassung nicht 
FAZ, 28.1. hav. Jeder dritte EU-Bürger
weiß nichts von der Existenz des euro-
päischen Verfassungsvertrags. Das geht
aus einer im Auftrag der Europäischen
Kommission zwischen Ende Oktober
und Ende November 2004 vorgenom-
menen „Eurobarometer“-Umfrage un-
ter 25.000 Bürgern in allen EU-Ländern
hervor. 56 Prozent der Befragten gaben
an,sie hätten von der Verfassung gehört,
allerdings sei ihnen der Inhalt weitge-

hend unbekannt. Nur elf Prozent ant-
worteten, die Verfassung und ihr Inhalt
seien ihnen in groben Zügen bekannt.
Auch in Großbritannien, wo im kom-
menden Jahr eine Volksabstimmung
über die Verfassung stattfinden soll, ist
ihre Existenz lediglich der Hälfte der
Befragten bekannt. Die Umfrageergeb-
nisse lassen auch den Schluss zu, dass
Großbritannien derzeit das einzige Mit-
gliedsland ist, in dem es mehr Gegner
als Befürworter der Verfassung gibt. Im
EU-Durchschnitt erreicht der Anteil
der Zustimmung zur Verfassung 49 Pro-
zent. Nur 16 Prozent der Befragten
sprachen sich dagegen aus. 35 Prozent
zeigten sich unentschlossen. In
Deutschland befürworteten den Text 54
Prozent, während ihn 17 Prozent ab-
lehnten und 28 Prozent keine Meinung
äußerten. Der Verfassungsvertrag soll
Anfang 2007 in Kraft treten.Vorausset-
zung ist, dass ihn alle Mitgliedstaaten
ratifizieren. Die Parlamente Litauens
und Ungarns sowie das italienische Ab-
geordnetenhaus – eine der beiden Kam-
mern – haben ihn bereits gebilligt. Eine
erste von voraussichtlich insgesamt
zehn Volksabstimmungen über die Ver-
fassung findet am 20. Februar in Spa-
nien statt. Zusammenstellung: alk

Handelsblatt, 28.1. rül. „Thumanns geschenkter Gaul … oder wenn der Kanzler
die Pferde füttert“. So überschreibt das „Handelsblatt“ seinen Bericht von einer
Party der deutschen Wirtschaft. Selbst den Berichterstatter des für Kritik an der
Wirtschaft ansonsten eher nicht bekannten Blattes hat es vom Stuhl gehauen,
wie der BDI seinen „Wachwechsel“ beging vom alten, am liebsten Tarifverträge
verbrennenden Chef Rogowski zum neuen, Jürgen Thumann aus Düsseldorf, Kö-
nigsallee. In Schinkels wiedererstandenem Konzerthaus am Gendarmenmarkt
hatte der BDI zum „festlichen Abend der deutschen Industrie“ geladen. „Der In-
halt war es nicht, der vom Stuhle haute“, betont der Journalist, „doch was für
eine Form“: „knallrotes Bühnendeko in klassizistischem Glanz“, ein Abschieds-
video für „König Rogo“, Gedichte vom Kanzler, „und dann, kurz nach neun, Ge-
räusch: Auf der Bühne des BDI tritt Hamasa Mirza auf,Vetter von Hamasa Mo-
sad. Das klingt wie Naher Osten, ist aber ein Araberhengst aus Hildesheim. Der
neue Präsident des Verbands, der in Personalunion Chef der Reiterlichen Verei-
nigung ist, schaut gerührt zur Bühne. Der BDI schenkt ihm einen Gaul, fast ver-
schlägt es da auch dem Sitznachbarn Gerhard Schröder die Sprache. Bald dar-
auf frisst der BDI-Hengst dem Kanzler Möhren aus der Hand …“ Dem Hengst
seien „ausnehmend hübsche litauische Musikantinnen gefolgt“, weiß der Jour-
nalist noch zu berichten. Der Hengst Hamasa Mosad sollte eigentlich vor Mona-
ten dem Emir von Sharjah am Persischen Golf geschenkt werden, verletzte sich
aber ein wenig. Der Emir bekam einen anderen Araberhengst. Offenbar gehört
das Schenken von Gäulen beim BDI neuerdings zum guten Ton.
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Die neuen Arbeitslosenzahlen der
Agentur für Arbeit für den Monat Ja-
nuar – 5,037 Millionen offiziell erfasste
Arbeitslose – sorgen für viele politi-
schen Diskussionen. Die Regierung, die
das Unglück schon vor Monaten be-
fürchtet und gehofft hatte, durch rasche
Zuweisung von Arbeitslosen in Ein-
Euro-Jobs die jetzt eingetretene Marke
verhindern zu können, wiegelt ab. Cle-
ment erklärt, im Grunde sei nichts
Überraschendes geschehen, nur die bis-
her im Sozialhilfebezug „versteckten“
Arbeitslosen seien hinzu gekommen.
Kritiker dagegen verweisen auf weitere
„verdeckte“ Arbeitslose: Kurzarbeiter,
deren Kurzarbeit oft nur der Übergang
in die Arbeitslosigkeit ist,Teilnehmer an
beruflichen Bildungsmaßnahmen,
ABM-Beschäftigte, Ein-Euro-Jobber,
Bezieher von vorgezogener Altersrente
usw.Insgesamt umfassen diese Gruppen
weitere 1,6 Millionen Personen. Zusam-
men mit den offiziell gemeldeten Ar-
beitslosen sind das schon 6,6 Millionen
reguläre und dauerhafte Arbeit suchen-
de Menschen.

Arbeitsmarktexperten schlagen noch
die sogenannte „stille Reserve“ dazu.
Das sind Personen, die Arbeit suchen,
aber nicht erfasst werden, weil sie z.B.
keine Leistungsansprüche an die Agen-
tur für Arbeit haben und sich deshalb
dort auch nicht melden. Ihre Zahl wird
auf etwa 1,8 Millionen geschätzt. Zu-
sammen sind das 8,4 Millionen Men-
schen, die eine reguläre und dauerhafte
Arbeit suchen.

Langzeitbetrachtungen, wie sie in der
Grafik des Handelsblatt vom 3.2.05 do-
kumentiert sind, zeigen eine noch dra-
matischere Entwicklung: einen schein-
bar unaufhaltsamen Anstieg der Ar-
beitslosigkeit von 1 bis 2 Prozent An-
fang der 70er Jahre auf heute etwa 12
Prozent.

Solche Langzeitbetrachtungen helfen
auch bei anderen Fragen, etwa zur Be-
urteilung der bei Unternehmern popu-
lären These, Lohnsenkung und der Ab-
bau von Unternehmenssteuern führten
zu mehr Wachstum. Diese aus der be-
triebswirtschaftlichen Kostenrechnung
in die Gesamtwirtschaft übertragene
Sichtweise ist zwar durch jahrelange
und für das Wirtschaftswachstum of-
fensichtlich folgenlose Anwendung ei-
gentlich hinreichend diskreditiert. Sie
findet aber dennoch immer noch er-
staunlich viele Anhänger.

Auf der anderen Seite sind auch die
Gewerkschaften keineswegs einig, we-
der bei der Beurteilung der Arbeits-

marktsituation noch bei der Frage, wel-
che Reformen nötig sind. Dass erhebli-
che Reformen nötig sind, um die Ar-
beitslosigkeit abzubauen, ist unbestrit-
ten. Aber schon bei der Frage, ob dafür
auch wirtschaftliches Wachstum nötig
und wünschenswert ist, geht der Krach
los.

Weitere Beispiele lassen sich ergän-
zen. So verteidigt Wirtschaftsminister
Clement die von ihm verfochtene
„Agenda 2010“ mit der These,nicht die-
se Agenda sei skandalös,der Skandal sei
vielmehr die hohe Langzeitarbeitslosig-
keit. Gewerkschaftsmitglieder, die der
CDU/CSU nahe stehen, argumentieren
ähnlich. Sie kritisieren zum Teil sogar
die Agenda 2010, erklären aber zu-
gleich, wichtiger als Kritik am Sozial-
abbau sei ihnen eine Politik,die zu mehr
Wachstum führe. Mit dieser Prioritä-
tensetzung begründen sie auch ihre
Unterstützung konservativer Politik,
ihre Wahlentscheidung, aber auch ihr
Agieren in den Gewerkschaften.

Krach gibt es auch bei der Frage, wel-
che Entwicklung der Klassen und Klas-
senstrukturen der Entwicklung am Ar-
beitsmarkt zugrunde liegt und welche
Folgen diese Entwicklung hat. „Den
Automobilarbeiter“ als typischen Ver-
treter der modernen Arbeit gibt es ver-
mutlich nur noch in der Theorienwelt
von Parteien wie der DKP oder der
MLPD. Theorien über „Postfordismus“
und den „Informationsarbeiter“ als
neuen Typus moderner Arbeit sind nicht
weniger Ausschnittsbetrachtungen.Ar-
beitsmarktexperten sprechen lieber –
und vermutlich auch zutreffender,
wenngleich vage – von einer zunehmen-
den „Patchwork-Situation“ auf dem
Arbeitsmarkt, d.h. einem „Fleckentep-
pich“ verschiedenster Jobs, Milieus und
sozialer Zwänge.

Schon die Frage, was „reguläre Nor-
malarbeit“ heute ist und in welchem
Umfang sie in der Bundesrepublik
durch prekäre Arbeitsverhältnisse in-
zwischen untergraben ist, ist wenig be-
kannt. Dieser Frage soll im Folgenden
nachgegangen werden.

„Erwerbsquote“ im OECD-Vergleich

niedrig

2003 lebten 82,5 Millionen Menschen in
der Bundesrepublik. Davon waren laut
Statistischem Bundesamt 42,1 Millio-
nen „Erwerbspersonen“. Als Erwerbs-
personen gelten dabei von abhängiger
Arbeit lebende oder gesundheitlich
dazu fähige Beschäftigte und Arbeitslo-
se. Ebenfalls als Erwerbspersonen er-

fasst sind Selbständige, von der Ich-AG
bis zum Millionär. Nicht erfasst ist in
dieser Zahl die schon genannte „stille
Reserve“. Bezogen auf die Gesamtbe-
völkerung kommt die Bundesrepublik
damit – je nachdem, ob die „stille Re-
serve“ einbezogen wird oder nicht – auf
eine „Erwerbsquote“ von 51 bis 53 Pro-
zent. Diese Quote gilt als Indikator für
die anzustrebende Vollbeschäftigung
und zur Messung der vorhandenen
Unterbeschäftigung. Prognosen über
ihre Entwicklung sind auch für die Fra-
ge wichtig, welche Finanzierungsbasis
für die soziale Sicherung, z.B. für die
Renten, in Zukunft zugrunde gelegt
werden kann.

In Vergleichen der „Organisation für
wirtschaftliche Entwicklung“ (OECD)
verbreiteter ist die „Erwerbsquote“ von
Personen im „erwerbsfähigen“ Alter,
das heißt zwischen 15 und 64 Jahren.
Dabei gelten als „Erwerbspersonen“
auch Personen, die in dieser Alters-
gruppe noch in der Schule, in einer be-
ruflichen Ausbildung oder im Studium
sind. Der OECD-Vergleich zeigt: Die
„Erwerbsquote“ der Bundesrepublik
stagniert seit langem und liegt deutlich
unter der anderer OECD-Staaten.

Erwerbsquote bei Personen zwischen 

15 und 64 Jahren

Land 1990 2003
Deutschland 64,1% 64,6%
Kanada 70,3% 72,1%
USA 72,2% 71,2%
Dänemark 75,4% 75,1%
Schweden 83,1% 74,3%
Finnland 74,1% 67,4%
OECD 65,1% 65,0%
Quelle: OECD Employment Outlook 2004, S.
294/295

Als Gründe für die niedrige Erwerbs-
quote der BRD gelten bei der OECD die
schlechten Arbeitsmarktaussichten für
Jugendliche, für Personen mit geringer
Qualifikation, für Frauen und für Per-
sonen ab 50 Jahren. Zwischen den Par-
teien in der Bundesrepublik weitgehend
unumstritten ist deshalb auch die The-
se, dass Arbeitsmarktpolitik insbeson-
dere darauf abzielen muss, die Er-
werbsquote in diesen Problembereichen
zu steigern. Über die Mittel, die diesem
Ziel dienen und zudem sozial adäquat
und vertretbar sind, streiten dagegen
Parteien und Experten.

Zur Verdeutlichung, welche Folgen
diese niedrige Erwerbsquote hat, hier
nur ein Beispiel von mehreren: Gelänge
es, die Erwerbsquote der Bundesrepu-
blik auf die von Schweden oder Däne-

Arbeitsmarktprobleme in Deutschland

Die Arbeitslosenzahl zeigt nur einen Teil der
sozialen Probleme auf dem Arbeitsmarkt
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mark zu erhöhen, so könnten die Bei-
träge zur Renten-, Kranken-, Pflege-
und Arbeitslosenversicherung bei glei-
chem Leistungsniveau um 6 Prozent ge-
senkt werden,von jetzt knapp über 42%
auf 36%. Davon kämen 3 Prozent den
Lohnabhängigen direkt als steigendes
Realeinkommen zugute.

Steigende Frauenbeschäftigung

Steigend ist dagegen seit langem die Be-
schäftigung von Frauen. Hier lag die
BRD 1990 im OECD-Vergleich (wieder
in der Altersgruppe 15 bis 64 Jahre) mit
52,2% noch unter dem OECD-Durch-
schnitt (52,5%). 2003 war die Frauener-
werbsquote auf 58,7% gestiegen, im
OECD-Durchschnitt nur auf 55,3%
(OECD-Employment Outlook 2004, S.
296/297) Auch hier lag die Bundesrepu-
blik aber noch immer hinter der Frau-
enerwerbsquote in skandinavischen
Ländern (Dänemark 70,5%, Schweden
72,8%, Finnland 65,7%), in der Schweiz
(70,6%), den USA (65,7%) oder Groß-
britannien (66,4%).

Eine Konsequenz daraus ist die heu-
te bis weit in die CDU/CSU hinein rei-
chende Diskussion über den Ausbau von
Kindergärten und Ganztagsschulen
und eine bessere Vereinbarkeit von Kin-
dern und Beruf.

Eine andere ist das Antidiskriminie-
rungsgesetz der Bundesregierung –
gleichgültig, wie man seine Erfolgsaus-
sichten und Inhalte bewertet. Denn
auch der Anstieg der Frauenbeschäfti-
gung spielt sich immer noch meist im
Bereich prekärer Arbeit ab.Von den 6,9
Millionen Minijobbern Ende September
2004 zum Beispiel (Ende November
2004 war ihre Zahl bereits auf 7,9
Millionen gestiegen) waren 4,4
Millionen Frauen (Zahlen nach:
www.minijobzentrale.de). Das
Rheinisch-Westfälische Institut
für Wirtschaftsforschung berich-
tet in einer im November 2004
vorgelegten Studie (ebenda) über
Beschäftigte mit geringen Löh-
nen, definiert als „unter 60% des
Medianlohns“, einen Anstieg der
„Niedriglohnquote“ bei Männern
von 8,4% (1984) auf 12,2% im
Jahr 2002. Bei Frauen beziffert
das RWI den Anteil der „Niedrig-
löhnerinnen“ in 2002 dagegen auf
22,4%, höher als 1984 und mehr
als doppelt so hoch wie bei Män-
nern.

Die Erklärung dafür liegt kei-
neswegs nur in der immer noch
verbreiteten Einstufung von
Frauen als „Zuverdiener“ in Fa-
milien. Auch allein lebende Frau-
en verdienen in der Mehrzahl we-
niger als Männer.Wie prekär ihre
Situation oft ist, zeigt eine Mel-
dung des Statistischen Bundes-
amtes vom 7. Mai 2004. Danach
arbeiteten im Sommer 2003 22%
aller Frauen mit Kindern unter 18

Jahren, darunter viele Alleinerziehen-
de, „ständig, regelmäßig oder gelegent-
lich“ an Sonn- und Feiertagen. In Ost-
deutschland arbeiteten 49% aller Frau-
en mit Kindern unter 18 Jahren sogar
regelmäßig an Sonn- und Feiertagen.

Wachsende Prekarität

Doch zurück zu allen Erwerbstätigen.
Zieht man von den genannten 42,1
Millionen Erwerbspersonen die damals
fast 4,2 Millionen Selbständigen ab, so
blieben im Jahr 2003 knapp 38 Millio-
nen Personen, die von abhängiger Ar-
beit lebten oder als Erwerbslose solche
Jobs suchten. Von diesen 38 Millionen
Menschen hatten Ende November 2004
7,9 Millionen einen „Minijob“, zumeist
für 400 Euro im Monat. Mit anderen
Worten: Jeder fünfte Job in diesem Land
ist inzwischen ein Minijob. Nicht alle,
aber doch der weit überwiegende Teil
hatte nur ihren Minijob und kein ande-
res Einkommen aus Arbeit.

Wer im Minijob arbeitet, hat keinen
Anspruch auf Arbeitslosengeld, ist also
praktisch aus dem Schutz vor sozialer
Not durch Arbeitslosigkeit ausge-
schlossen, und fällt in so einem Fall so-
fort auf ALG II. Minijobber erzielen zu-
dem durch ihre Rentenbeiträge für je-
des Jahr im Minijob nur einen Anspruch
auf etwa 5 Euro Rente pro Monat im Al-
ter. Auch wenn Politiker behaupten, die
wachsende Zahl der Minijobs sei ein
Zeichen für die Zurückdrängung von
Schwarzarbeit (was teilweise stimmen
mag), so bleibt doch das Ergebnis: Mi-
nijobs sind ein sicheres Vorzeichen für
spätere Altersarmut.

Zieht man die allein von einem sol-

chen „Minijob“ lebenden Personen von
den 38 Millionen abhängigen Erwerbs-
personen ab, verbleibenden derzeit et-
was weniger als 32 Millionen „nicht
selbständige Erwerbspersonen“. Davon
sind nun abzuziehen die offiziell Ar-
beitslosen – die schon genannten 5 Milli-
onen, Stichtag Ende Januar 2005. Da-
mit verbleiben etwa 27 Millionen Per-
sonen, die einer abhängigen, sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung
nachgehen.

Rückläufige Sozialversicherungspflicht

Diese sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung ist seit mehreren Jahren
rückläufig. Am 30.6.1996, knapp zwei
Jahre vor dem Ende der Ära Kohl, gab
es laut Statistischem Bundesamt noch
27,74 Millionen „sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte“.Mitte 2002,kurz
vor der letzten Bundestagswahl, war
ihre Zahl auf bereits 27,5 Millionen ge-
sunken, d.h. eine knappe Viertelmillion
weniger als 1996. Inzwischen hat sich
der Abbau solcher Jobs anscheinend
dramatisch beschleunigt. So meldet die
Agentur für Arbeit Ende Januar 2005
nur noch 26,75 Millionen sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigte. Das
waren 337.000 weniger als ein Jahr da-
vor, also im Januar 2004, und 750.000
weniger als im Sommer 2002. Innerhalb
von zweieinhalb Jahren ist die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten damit um 2,7 Prozent gesunken.
Kein Wunder, dass sich Eichel und Ge-
sundheitsministerin Schmidt Sorgen
machen über die Entwicklung der Ein-
nahmen für die Sozialversicherungen.

Wirtschaftsminister Clement betont
demgegenüber, 2004 sei
erstmals seit mehreren Jah-
ren wieder eine Erhöhung
der Erwerbstätigenzahl ge-
lungen. Abgesehen davon,
ob das auf Politik und Ge-
setze oder auf Marktkräfte
zurückgeht, steht eins fest:
Dieser Anstieg der Erwerbs-
tätigenzahl fand 2004 nur
im Bereich der Minijobs und
der Selbständigen statt – bei
letzteren fast ausschließlich
durch die Zunahme staat-
lich geförderter, prekärer
Ich-AGs.

Militärs und Historiker
nennen so etwas einen „Pyr-
rhussieg“ – der makedoni-
sche König verlor in der Rö-
merzeit trotz siegreicher
Schlacht so viele Soldaten,
dass er den Krieg einstellen
musste. Das dürfte auch für
Clement gelten. Noch mehr
solcher Erfolge, und er kann
gehen.

Wachsende Teilzeit und

Armutslöhne

Nicht nur außerhalb, auch
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innerhalb sozialversicherungspflichti-
ger Arbeit wächst das Ausmaß prekärer
Jobs,von denen eine alleinstehende Per-
son nicht menschenwürdig leben kann.
So bezifferte das WSI, das Wirtschafts-
und Sozialwissenschaftliche Institut
der Gewerkschaften, schon 1998 den
Anteil der „Armutslöhne“ unter den so-
zialversicherungspflichtig und in Voll-
zeit Beschäftigten auf 2,5 Millionen.
„Armutslohn“ bedeutet dabei: Brutto-
einkommen unterhalb von 50% des
Durchschnitts. Das Brutto-Durch-
schnittseinkommen aller abhängig Be-
schäftigten – eine wichtige Größe auch
für die Berechnung der „Rentenpunk-
te“ – lag 2004 bei 29.428 Euro. Das wa-
ren 2.452 Euro im Monat.„Armutslohn“
bedeutete also im letzten Jahr ein mo-
natliches Brutto-Einkommen (bei Voll-
zeitarbeit!) von weniger als 1.226 Euro.

Auch die Teilzeitbeschäftigung steigt
weiter. 4,3 Millionen Teilzeitbeschäftig-
te registrierte das Statistische Bundes-
amt Ende Juni 2003 allein unter sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten –
d.h. ohne „Minijobs“. Davon arbeiteten
etwa 900.000 weniger als 18 Stunden in
der Woche, 3,4 Millionen arbeiteten 18
Stunden und mehr. Etwa 60 Prozent al-
ler Teilzeitbeschäftigten (inkl. Minijob-
ber) lebten im Mai 2003 überwiegend
von ihrem Teilzeit-Einkommen.Für fast
ein Viertel war der Unterhalt durch An-
gehörige (meist der berufstätige Mann)
trotz Teilzeitlohn die wichtigste Ein-

kommensquelle. Ein Zehntel lebte
überwiegend von Arbeitslosengeld oder
-hilfe, besserte diese also durch einen
Teilzeitjob nur auf. 6% aller Teilzeitbe-
schäftigten lebten überwiegend von
Rente oder Pensionszahlungen.

Mehr als die Hälfte aller Frauen in
Ostdeutschland, die Teilzeit arbeiteten,
wünschte sich einen Vollzeitjob (Statis-
tisches Bundesamt,14.10.2004).Mit ins-
gesamt 14,2% unfreiwillig Teilzeitbe-
schäftigten liegt die Bundesrepublik im
Mittelfeld der 25 EU-Staaten. (Statisti-
sches Bundesamt, 17.11.2004)

Ob nun freiwillig oder unfreiwillig:
Zusammen mit den vom WSI genannten
2,5 Millionen „Armutslöhnern“ bei Voll-
zeit gehören die meisten Teilzeitbe-
schäftigten zu den Personen, die von ih-
rer Arbeit, wenn sie allein auf sich an-
gewiesen sind, auf Dauer nicht men-
schenwürdig leben können. Direkt oder
indirekt muss irgendwann, spätestens
im Alter, staatliche Alimentierung oder
Hilfe durch Verwandte hinzu kommen.
Damit bleiben von den 26,75 Millionen
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten nur etwa 20 Millionen übrig, die
regelmäßig aus ihrer Arbeit ein Ein-
kommen oberhalb der Armutsgrenze
und jenseits von Teilzeitlöhnen bezie-
hen.

15 Millionen Menschen mit „prekären“

Einkommen

Zusammen mit den jetzt gemeldeten 5

Millionen Arbeitslosen bedeutet das:
Von den 38 Millionen abhängigen Er-
werbspersonen beziehen fast 20 Millio-
nen als „prekär“ einzustufende Ein-
kommen. Zieht man davon die Arbeits-
losen ab,bleiben Minijobber,Teilzeitbe-
schäftigte und „Armutslöhner“ – zu-
sammen über 14 Millionen Menschen.
Nur ein geringer Teil der Teilzeitbe-
schäftigten – Lehrer, andere akademi-
sche Berufe – dürfte Einkommen erzie-
len,bei denen staatliche Alimentierung,
z.B. durch Wohngeld, nicht erforderlich
und auch vom Gesetz ausgeschlossen
ist.Selbst wenn man außerdem die etwa
2 bis 3 Millionen Personen streicht, die
in Haushaltsgemeinschaft mit anderen
Berufstätigen leben, so dass ihr Ein-
kommen ein Zuschuss zum (nicht im-
mer) ausreichenden Lohn des Haupt-
verdieners ist, bleibt unter dem Strich
bei Einbeziehung der Arbeitslosen eine
Zahl von vermutlich etwa 15 Millionen
Menschen, deren Einkommen nach den
Standards der EU oder internationaler
Institutionen wie der ILO als „prekär“
einzustufen ist.Das sind fast 40 Prozent
aller abhängig Erwerbstätigen in der
Bundesrepublik. Das klassische Indus-
trieproletariat – also Arbeiter in Vollzeit
im Bereich der gewerblichen Produk-
tion – umfasst dagegen heute in der
Bundesrepublik weniger als 8 Millionen
Beschäftigte. Auch wenn hier sicher
noch immer die größte Produktion von
stofflichem Reichtum stattfindet – die

Arbeitsmarktpolitik und
„Zukunft der Arbeit“

Ein Beispiel für die Komplexität von
Arbeitsmarktpolitik ist das Verhältnis
zwischen Industrie und Dienstleis-
tungssektor und die Erwartungen über
deren Entwicklung. Vermutlich alle
Mitglieder der Gewerkschaft ver.di,
aber nicht nur diese, werden der These
zustimmen, dass die Industriebeschäf-
tigung in modernen Gesellschaften seit
Jahrzehnten zurückgehe und dem
Dienstleistungssektor die Zukunft ge-
hört. Mal abgesehen davon, dass der
Wechsel von industrieller Beschäfti-
gung zu einem Job im Dienstleistungs-
sektor vor allem bei ungelernten und
angelernten Beschäftigten, bei Frauen
und Migranten oft mit erheblichen
Einkommensverlusten verbunden ist
und damit auch erheblichen Spreng-
stoff birgt, wird diese These vom säku-
laren „Abbau der Industrie“ aber auch
von prominenten Ökonomen bestrit-
ten. Der französische Nationalökonom
Daniel Cohen etwa,Ende der 90er Jah-
re Mitglied des französischen Wirt-
schaftsrates und Berater von Premier-
minister Jospin, bestreitet diese These
schlichtweg. In seinem Buch „Unsere
modernen Zeiten, Fehldiagnose Ende
der Arbeit“, erschienen 1999 im Cam-

pus Verlag, rechnet er Dienstleistun-
gen, die schon immer Bestandteil der
Produktion materieller Güter waren,
wie z.B. Forschung und Engineering,
Transport und Logistik, Kosten- und
Absatzplanung, Werbung, Buchhal-
tung, Finanzdienste weiter zum „pro-
duzierenden Bereich“ und kommt zu
dem Ergebnis, dass sich der Anteil der
Beschäftigten in diesem Bereich z.B. in
Frankreich, Japan und den USA von
1920 auf 1990 – also in einem sehr lan-
gen Zeitraum – keineswegs verringert
habe, sondern vielmehr erstaunlich
stabil geblieben ist. Gesunken sei nur
die Beschäftigung im Primärbereich,
also im Bergbau und in der Agrarwirt-
schaft. Die gestiegene Produktivität
der Arbeit habe nicht zu einem Rück-
gang der Beschäftigung im produzie-
renden Bereichs (in der oben beschrie-
benen, weitgespannten Definition) ge-
führt, sondern zu mehr Produkten und
damit einem höheren Lebensstandard.
Der Bereich der Dienstleistungen (ins-
besondere öffentliche Dienste, Bil-
dung, Gesundheitswesen usw.) habe
den Rückgang der Beschäftigung im
Primärbereich ausgeglichen. „Man
kann also feststellen, dass der Anteil
der Arbeit,der sich mit der Produktion
von Gütern beschäftigt, unverändert
geblieben ist, und der technische Fort-

schritt voll und ganz in das Wachstum
der Produktionsmenge geflossen ist;
ebenso richtig ist aber – wie dies teils
die Theoretiker des Endes der Arbeit
tun -,darauf hinzuweisen,dass sich die
Arbeit des Menschen direkter dem
Menschen selbst zuwendet.“ (ebenda,
Seite 25) 

Cohens Fazit: Die Zukunft gehöre
dieser „Arbeit am Menschen“, d.h. ins-
besondere dem Bildungs- und Ge-
sundheitsbereich. Dieses Fazit – für
Cohen auch ein Beleg für, dass auch in
Zukunft eine Steigerung des Lebens-
standards möglich ist, nicht durch
mehr Güter, sondern durch mehr „Ar-
beit am Menschen“ – passt interessan-
terweise auch zu den Theorien von
Bourdieu über die wachsende Bedeu-
tung von kulturellem und sozialem Ka-
pital. Die Beschäftigung im Bereich
der Industrie werde zwar vermutlich
sinken, so Cohen, aber keineswegs in
dem Ausmaß, in dem Verfechter der
„Dienstleistungsgesellschaft“ das oft
behaupten.

Daniel Cohen, Unsere Modernen Zeiten.
Wie der Mensch die Zukunft überholt. Fehl-
diagnose Ende der Arbeit, Campus Verlag
2001, 152 Seiten, ISBN 3-593-36660-6,
gebraucht lieferbar bei Amazon für 6,65
Euro.
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Bauwirtschaft, um einen anderen Be-
reich zu nennen, hat noch ca. 2 Millio-
nen Beschäftigte – arbeiten in der in-
dustriellen Produktion nur noch halb so
viele Menschen wie im Bereich prekärer
Jobs.

Politikwende nicht in Sicht

Die Politik der rot-grünen Bundesre-
gierung – erst recht seit Inangriffnahme
der „Agenda 2010“ – aber auch der
schwarz-gelben, 16 Jahre amtierenden
Vorgängerregierung hat auf diese Ent-
wicklung und die steigende Dauerar-
beitslosigkeit im Prinzip immer nur mit
einem Abbau sozialer Sicherungen, mit
Lohnsenkung und Deregulierung ge-
antwortet. Die Rutschbahn nach unten
wurde immer steiler. Zu Recht kritisie-
ren nicht nur die Gewerkschaften, dass
ein solches Verfahren der Therapie eines
Arztes gleicht, der seinen Patienten mit
falschen Medikamenten behandelt.
Statt zu untersuchen, warum das fal-
sche Medikament nicht anschlägt, er-
höht er immer nur die Dosis. Irgend-
wann dürften so behandelte Patienten
sterben.Menschen,die in soziale Not ge-
drückt werden, sterben irgendwann
auch. Vorher kämpfen viele, aber viele
resignieren auch und verstummen. Der
mit so einer Politik mindestens unter-
schwellig, wenn nicht sogar offen pro-
pagierte sozialdarwinistische Grund-
satz „Nur der Starke überlebt“ dürfte
einer der Gründe sein auch für das neu-
erliche Aufkommen der NPD.

Trotzdem scheint auch die Debatte
um die neuesten Arbeitslosenzahlen
wieder nur die alten Rezepte zu repro-
duzieren. „Mit Mini-Jobs gegen
Schwarzarbeit“ und „Rot-Grün will
den Niedriglohnsektor ausbauen“
(Spiegel Online, 3.2.05) lauten die
Schlagzeilen. Alles wie gehabt also.
Hinweise,dass nach den PSA’s,dem Job-
floater und den Vermittlungsgutschei-
nen nun als nächste Hartz-Erfindung
die Ich-AG in die Pleite steuert („Bruch-
landung Ich-AG“, Handelsblatt,
28.1.05), werden ignoriert. Hauptsache,
Deregulierung und Lohnsenkung gehen
weiter. Die Regierung macht weiter wie
bisher, die Unternehmen kassieren die
steigenden Renditen, die Stagnation
und damit verbundene Massenarbeits-
losigkeit bleibt. Wenn es den Gewerk-
schaften und anderen linken Kräften
nicht bald gelingt, diesen nun schon
Jahrzehnte herrschenden Mainstream
der Politik zu korrigieren und durch
eine Politik von „Innovation statt Bil-
liglohn“ zu ersetzen (Innovation nicht
in dem elitären Sinn, wie die rot-grüne
Regierung und die schwarz-gelbe Op-
position sie definiert, sondern als eine
breit angelegte Verbesserung des Quali-
fikationsniveaus aller Beschäftigten,
mit der Folge der Ausbreitung neuer
Produkte und Dienstleistungen), dann
sind die Perspektiven finster.

rül

Eine politische Front gegen

die Faschisten?

Die CSU schert aus 
Die CSU versucht, geführt von Stoiber,
eine Deutung der Wählerzustimmung
für die Rechtsextremen, die als Antwort
auf die wirtschaftspolitischen Misser-
folge und die sozialpolitischen Zumu-
tungen der Regierungspolitik aufge-
fasst werden soll. Stoiber äußert sich
nicht mit dem Ziel, soziokulturelle Zu-
sammenhänge nachvollziehbar aufzu-
klären. Er ist nicht Politikberater, son-
dern Politiker, er will gestalten, eine
Diskussion  auf die Schiene bringen
usw. Was hat er genau gesagt? Worauf
will er hinaus?

Eine jüngste einschlägige Äußerung
in einem Interview des Münchner Mer-
kur (8.2.05): 

„Münchner Merkur: Sie machen die
Regierung für das Erstarken der Rechts-
radikalen verantwortlich. Wollen Sie
damit die Umtriebe von NPD und DVU
entschuldigen?

Stoiber: Nein … Selbstverständlich
müssen alle Demokraten gemeinsam
gegen Extremisten gleichwelcher Cou-
leur zusammenstehen und den Bürgern
deutlich sagen, dass Extremisten wie
die NPD keinerlei Rezepte gegen die
hohe Arbeitslosigkeit haben. Gerade im
Osten sind zunehmend junge Menschen
arbeitslos. Wenn sie die Erfahrung ma-
chen, von der Gesellschaft nicht ge-
braucht zu werden, kann dies in den
Protest führen. Damit werden jüngere
Menschen letztlich auch anfälliger für
extremistische Positionen.“

Die Antwort läßt sich in zwei Aussa-
gen auflösen.

Vor allem geht es Stoiber darum, den
Extremismus-Begriff aufzufrischen.
Die Union sucht eine Form der Ausein-
andersetzung mit DVU und NPD, die
auch die PDS einschließt. Die Links =
Rechts-Fiktion hat in den letzten Mo-
naten stark gelitten. Handgreiflich ist
der Unterschied zwischen der auf Soli-
darität und Völkerverständigung ba-
sierten Kritik und Reformpolitik, die
von der PDS repräsentiert wird,und den
nationalistischen Umsturzvisionen der
Nazis. Die Union steht vor einer Gewis-
sensfrage. Soll sie diesen Unterschied
zugeben, ja sogar machen, d.h sich
weiterhin und vermehrt einlassen auf
Vereinbarungen und Bündnisse antifa-
schistischer Zielsetzung unter Ein-
schluss der Linken, konkret der PDS?
Stoiber will das nicht.

Eine solche antifaschistische Strate-
gie wäre unter Bezug auf den christ-
lichen Wertekanon – Stichwort Men-
schenwürde – möglich. Warum also
nicht?

Zur Grundstruktur der Union gehört
nicht nur der Bezug auf universale Wer-
te wie Menschenwürde, sondern auch
ein Konservatismus, der Kulturver-

ständnis im Nationalen gründet und,
damit nicht genug, das staatliche Ge-
waltmonopol zur Wahrung der, wie das
Fachwort lautet, angestammten Leit-
kultur verpflichtet sieht.

Diese Konstruktion schafft Brücken
zwischen dem christlich-konservativen
Lager und den völkischen Staatsvor-
stellungen der Nazis. Die Stoßrichtung
der Kritik gegen „den Extremismus“ er-
möglicht es, die Kritik an den Nazis so
zu führen, dass der leitkulturelle Natio-
nalismus nicht berührt wird.

Nun steht es leider fest, dass der Auf-
schwung der Nazis in den letzten zwei
Jahrzehnten praktisch vor allem im
Rahmen einer ausländerfeindlichen
Kampagne stattfand, bei der es darum
ging, durch Zuzugsbeschränkung und
ausgrenzende Sozialgesetzgebung die
Parole „Deutschland des Deutschen“
praktisch zu machen. In dieser Kam-
pagne sind die Nazis erstarkt,und zwar,
weil sie den Staat zum Handeln veran-
lassen konnten.

Gegenwärtig führen die Nazis eine
Kampagne zur massenhaften Konstitu-
ierung völkischen Geschichtsbewusst-
seins, die mit der BRD-Staatspolitik
korreliert, wo diese nach Revision der
Nachkriegsordnung strebt. Der Eklat
von Dresden hatte das erkennbare Ziel,
die anderen Parteien auf diesem Gebiet
zu stellen.Parallel führen die Nazis eine
Sozialkampagne, die einerseits an der
verfestigten Ausländerfeindlichkeit an-
knüpfen kann, andererseits aber eine
Wendung gegen das international, im
nationalen Sinne nicht verantwortlich
agierende Kapital erlaubt.

Hier setzt nun Stoibers Wahlkampf
an. Er sagt gleichzeitig, dass die Wäh-
lerzustimmung für NPD und DVU zu-
rückgehen würde, wenn die Arbeits-
marktsituation besser wäre, er sagt
zweitens, dass die Wirtschaftspolitik
der Regierungsmehrheit an der schlech-
ten Arbeitsmarktsituation schuld sei,
und er sagt drittens, dass mit der Union
ein Besserung eintreten würde. Diese
aufeinandergetürmten Konjunktive
dürften sich nicht dazu eignen, den Fa-
schisten Wind aus den Segeln zu neh-
men. Im Gegenteil entwaffnet eine sol-
che Argumentation, falls die Nachfra-
geschwäche auf dem Arbeitsmarkt noch
einige Zeit anhält.

Dann kommt es nämlich darauf an,
wie die Gesellschaft mit dem Problem
umgeht unter Gesichtspunkten der
Menschenwürde und ökonomisch unter
dem Gesichtspunkt der Erhaltung des
Arbeitsvermögens dieser vielen Millio-
nen Menschen. Stoibers Interpretation
ist darauf berechnet, den Druck auf die
Anbieter auf dem Arbeitsmarkt auf-
recht zu erhalten. Die Verletzungen der
Menschenwürde, die mit der so be-
schaffenen Sozialgesetzgebung verbun-
den sind, dienen den Faschisten auf
zweierlei Weise: Vor allem dadurch, dass
sie Menschenwürde zum Spielball
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Hohe Wahlbeteiligung im

Irak

Der endgültige 
Untergang des Baath-
Regimes
Bei Redaktionsschluss liegen die Endergeb-
nisse der Wahlen im Irak1 noch nicht vor.
Trotzdem lassen sich eindeutige Schluss-
folgerungen ziehen.

Die Wahlbeteiligung hat alle Erwartun-
gen übertroffen. Gegenwärtig schätzt
man, dass rund acht Millionen der 14,2
Millionen registrierten Wahlberechtig-
ten gewählt haben, das bedeutete eine
Wahlbeteiligung von knapp 60%.2 Das
ist angesichts der Tatsache, dass die
Wahlen unter der Besatzung stattfan-
den, dass sieben sunnitische Parteien
zum Wahlboykott aufgerufen und
Untergrundorganisationen Anschläge
auf Wahllokal angekündigt hatten und
auch durchführten, außerordentlich
hoch. Der britische Journalist Robert
Fisk, der in den vergangenen Jahren
zahlreiche kritische Reportagen aus
dem Irak publizierte,beschrieb die Sze-
nen des Wahltags in Bagdad: „Überall
in Bagdad der gleiche Anblick. Ganze
Familien, die geschlossen zum Wahllo-
kal marschieren, während rundum die
Explosionen donnern. Schon kurz nach
Eröffnung der Wahllokale waren in der
Stadt 30 Explosionen zu hören – in we-
niger als zwei Minuten.Dennoch ström-
ten die Menschen wie beim Familien-
ausflugtag.“3 Besonders hoch war die
Wahlbeteiligung im Süden, wo mehr-
heitlich Schiiten leben, und in den kur-
dischen Gebieten im Norden. Insgesamt
gab es jedoch kaum Gebiete, in denen
überhaupt nicht gewählt wurde. Jeden-
falls wurden in 5.101 der insgesamt
5.232 Wahllokalen Stimmen abgegeben.

Die Strategie des bewaffneten Wider-
stands, sowohl baathistischer wie reli-
giös-fundamentalistischer Gruppie-
rungen, hatte darauf gezielt, zu Wahlen
zu einer Farce werden zu lassen. Das ist
nicht gelungen. Im Gegenteil wirft die
hohe Wahlbeteiligung ein Licht darauf,
dass der bewaffnete Widerstand keine
breite Basis in der irakischen Bevölke-
rung hat. Das wird, wie die Ereignisse
nach den Wahlen zeigen, die Anschlags-
tätigkeit nicht beenden, vielleicht auf
lange Sicht nicht. Trotzdem liegt die
Schlussfolgerung nahe, dass das Baath-
Regime mit den Wahlen definitiv unter-

gegangen ist und dass auch eine be-
stimmte Phase des Kampfs gegen die
Besatzung vorbei ist und die entschei-
denden Auseinandersetzungen auf dem
politischen Feld fallen werden.

Umgekehrt können die Besatzungs-
mächte, v.a. die USA, nämlich nicht un-
bedingt Honig aus dem Wahlereignis
saugen. Nach Auszählung von mehr als
einem Drittel der Stimmen deutet sich
an, dass der von den USA eingesetzte
Ministerpräsident Allawi mit 19% weit
abgeschlagen ist. Die vom schiitischen
Großayatolla Sistani geförderte schiiti-
sche Liste Vereinigte Irakische Allianz
liegt demnach mit rund 70% vorne.4 Da
zu dem Zeitpunkt noch keine Ergeb-
nisse aus dem überwiegend kurdischen
Norden – hier traten die beiden großen
kurdischen Parteien KDP und PUK mit
einer gemeinsamen Liste an – und aus
den sunnitischen Gebieten vorliegen,
wird sich noch einiges ändern, wahr-
scheinlich jedoch nicht für Allawi.

Sollte sich die Tendenz der ersten
Zwischenergebnisse bestätigen, kann
die Kriegskoalition die Wahlen nicht als
Legitimation von Krieg und Besatzung
interpretieren, auch wenn sie das sofort
versuchte.Es ist daran zu erinnern,dass
die USA die Wahlen zunächst nicht hat-
ten durchführen, sondern erst eine Ver-
fassung hatten ausarbeiten lassen wol-
len. Dass erst gewählt wurde und dann
die gewählte Nationalversammlung die
Verfassung ausarbeitet, geht auf den
Druck der schiitischen Parteien zu-
rück.5 Dieser Ablauf stärkt die Souve-
ränität der Irakis und mindert die Rol-
le der Besatzungsmächte bei der Ausar-
beitung der Verfassung.

Auf irakischer Seite kommt nun viel
darauf an, ob es gelingt, auch die sun-
nitischen Parteien in den Prozess der
Verfassungsgebung einzubinden und zu
einer Verfassung zu kommen, die die
Rechte und Entwicklungsmöglichkei-
ten aller im Irak Lebenden gewährleis-
tet.

Die USA haben nach den Wahlen zwar
vage den Rückzug ihrer Truppen in Aus-
sicht gestellt, aber keinen Zeitplan vor-

gelegt. In den nächsten zwei Jahren
würden die US-Truppen auf jeden Fall
im Irak bleiben,hört man von Rumsfeld.
Aber die Entscheidung über den weite-
ren Kurs der Weltmacht im Nahen und
Mittleren, darüber, ob sich die USA mi-
litärisch tatsächlich zurückziehen oder
ob sie den Kurs der gewaltsamen impe-
rialen Neuordnung fortsetzen, dürfte
wohl eher fallen, und sie wird sich dar-
in niederschlagen, ob die USA militäri-
sche Schläge gegen den Iran vorberei-
ten und führen.In seiner Rede zur „Lage
der Nation“ am 2.2. hat Bush die Dro-
hungen gegen namentlich Syrien und
vor allem den Iran erneuert, gegenüber
den vergangenen Wochen aber nicht
verschärft, was viele erwartet hatten:
„Um Frieden im  Nahen und Mittleren
Osten zu fördern, müssen wir Regime
konfrontieren,die Terroristen weiterhin
Zuflucht gewähren und den Besitz von
Massenvernichtungswaffen anstreben.
(…) Der Iran ist heute der Hauptspon-
sor des Terrors auf der Welt – er strebt
den Besitz von Atomwaffen an und be-
raubt sein Volk der Freiheit, die es sich
wünscht und verdient. (…) Zu den Ira-
nern sage ich heute Abend: Wenn Sie für
Ihre eigene Freiheit einstehen, stehen
die Vereinigten Staaten an Ihrer Seite.“6

US-Außenministerin Rice erklärte
auf ihrer Europa-Reise, die USA plan-
ten „derzeit“ keine Militäraktion gegen
den Iran. Rumsfeld hob hervor, der Iran
sei noch „Jahre“ von Atomwaffen ent-
fernt, und Vizepräsident Cheney lobte
die Verhandlungen der EU mit dem Iran
als Versuch,den Konflikt friedlich zu lö-
sen, was von den USA unterstützt wer-
de.7 Es sieht so aus, dass die USA einen
Alleingang möglichst vermeiden wol-
len.Viel,sehr viel hängt davon ab,für die
Region und die Entwicklung der inter-
nationalen Beziehungen in den näch-
sten Jahren und Jahrzehnten, ob die eu-
ropäischen Mächte in ihren Verhand-
lungen mit dem Iran eine Lösung an-
streben und anbieten, die allen Betei-
ligten Vorteile bringt.Andernfalls droht
die Ausweitung des Krieges – unter Be-
teiligung der EU. scc

1 Die Auszählung dauert auch deshalb lange,
weil es 20 unterschiedliche Ergebnisse geben
wird: Gewählt wurde die Nationalversamm-
lung, das kurdische Autonomieparlament so-
wie 18 Regionalräte der Provinzen.

2 Leider sind die Zahlenangaben über den Irak
sehr widersprüchlich,die Angaben über die Be-
völkerung schwanken zwischen 23 und 25
Millionen. Es gibt Schätzungen, dass es ca. 15
Millionen Wahlberechtigte gibt; danach hätte
sich eine überwältigende Mehrheit registrieren
lassen. Außerdem gibt es mehrere hunderttau-
send, wahrscheinlich rund 1 Million wahlbe-
rechtigte Exiliraker.

3 ZNet,The Star, 31.1.05, Robert Fisk,Wahlen im
Irak: Triumph und Tragödie

4 Div. Nachrichtenagenturen am 4. und 5.2. NZZ
am Sonntag, 7.2.

5 Siehe u.a. FAZ, 3.2. und ausführlicher Thomas
Pany, Telepolis, 1.2.

6 Dokumentiert unter:www.friedensratschlag.de
7 Netzeitung, 7.2.

staatlichen Handelns machen,das nützt
faschistischer Strategiebildung. Und
dann durch die Angst, der sie das Erlö-
sungsversprechen erfüllter Volksge-
meinschaft entgegensetzen,was Anhän-
ger locken mag. maf



Israel: Generalstaatsanwaltschaft
stoppt Enteignungen
Der israelische Generalstaatsanwalt
Mazuz hat die Anweisung gegeben, die
Inkraftsetzung des „Gesetzes der Be-
sitztümer von Abwesenden“ zu stoppen.
Das Gesetz stammt aus dem Jahr 1950
und ermöglichte die Enteignung von Pa-
lästinensern, die außerhalb des israeli-
sche Territoriums lebten, d.h. der paläs-
tinensischen Flüchtlinge. Ihr Landbe-
sitz wurde zunächst treuhänderisch
verwaltet und später dem Jüdischen
Nationalfonds übergeben, seine Nut-
zung durch Nicht-Juden war ausdrück-
lich untersagt. Nach dem Krieg im Juni
1967 annektierte Israel das östliche Je-
rusalem. Allerdings wurde das Gesetz
bis jetzt nicht auf Ostjerusalem ausge-
weitet. Palästinensische Quellen geben
jedoch an, dass über 40% dieses Landes
seit 1967 von Israel konfisziert wurden
und weitere über 40% von Palästinen-
sern nicht bebaut werden dürfen. Nun
hat die israelische Regierung mit Be-
schluss vom Juli 2004 jedoch begonnen,
den Verkauf oder Gebrauch ohne jede
Einschränkung vorzunehmen, trotz
UNO-Resolutionen und trotz des von Is-
rael unterzeichneten Osloer Abkom-
men, demzufolge in Ost-Jerusalem kei-
ne Veränderungen vorgenommen wer-
den dürfen, bis der Status der Stadt in
den Endstatusverhandlungen geklärt
ist. Hinzu kommt, dass durch den Bau
der Mauer um Westjordanland zahllo-
sen Bauern der Zutritt zu ihrem außer-
halb der Anlagen gelegenen Land ver-
wehrt wird. Sie alle sind durch die im

letzten Jahr eingeleitete Enteignungs-
welle bedroht, die der israelische Gene-
ralstaatsanwalt nun erst einmal ge-
stoppt hat. Dieser machte geltend, dass
die Ausweitung des Gesetzes auf Israel
zahlreiche juristische Probleme schafft,
„sowohl solche, die den Inhalt des Ge-
setzes und dessen Inkraftsetzung unter
den gegebenen Umständen betreffen,
als auch solche, die Aspekte der Ver-
pflichtungen des Staates Israel entspre-
chend den Regeln des internationalen
Gewohnheitsrechts, die nach israeli-
schem Recht gültig und verpflichtend
sind, betreffen. In erster Linie muss der
Staat die Besitzrechte der Bewohner des
Gebietes, das sich in seinen Händen be-
findet, achten.“ Außerdem machte er
geltend, dass er nach dem Gesetz den
Enteignungen zustimmen müsse. (Quel-
le: hagalil, Botschaft des Staates Israel,
Telepolis) 

Selbstbestimmungsrecht für die
Labrador-Inuit (Kanada)
Mit der Unterzeichnung des Abkom-
mens für die Labrador-Inuit erhält die
letzte  Gruppe der Inuit in Kanada nach
über 30 Jahren Verhandlungen die Ho-
heit über ihr Siedlungsgebiet. Die 5.300
Labrador-Inuit nehmen jetzt auf 72.500
qkm, von denen 15.800 qkm ganz in ihr
Eigentum übergehen, ihre Selbstver-
waltung in die Hand. Die Inuit-Regie-
rung wird Befugnisse in den Bereichen
Kultur, Sprache, Bildung und Sozial-
dienste haben. Kanada hat sich ver-
pflichtet, die Selbstverwaltung bis 2020
mit umgerechnet 87 Mio. Euro zu un-

terstützen und für die Umset-
zung des Landrechte-Abkom-
mens weitere 93 Mio. Euro bis
2015 bereitzustellen. Die Probleme,
mit denen die Selbstverwaltung kon-
frontiert ist, sind allerdings groß. In vie-
len Gemeinden herrscht akute Woh-
nungsnot,Arbeitslosigkeit und Lebens-
haltungskosten sind hoch, auch die Ver-
breitung von Drogen und die Selbsttö-
tungsrate. (Quelle: FR, 3.2.)

„Es liegt in unserer Verantwortung,
das Bush-Regime zu stoppen“
Über 9000 Menschen, darunter zahlrei-
che Persönlichkeiten unterschiedlich-
ster Bereiche des öffentlichen Lebens,
unterzeichneten in Anknüpfung an ei-
nen ähnlichen Aufruf aus dem Sommer
2002 eine Anzeige, die am 23.1. in der
New York Times veröffentlicht wurde
unter dem Titel: „Nicht in unserem Na-
men“. Darin wenden sie sich gegen den
Irak-Krieg und die Besatzung, gegen
Folter, die Entrechtung der amerikani-
schen Bürger und insbesondere der Ara-
ber, Muslime und Südasiaten in den
USA,gegen die Drohungen gegen Nord-
korea und Iran und dagegen, dass die
Bush-Regierung christlichen Funda-
mentalismus zur Regierungsgrundlage
macht.Die Unterzeichnenden,darunter
zahlreiche bekannten Intellektuelle
und Bürgerrechtler, kündigen ihren
Widerstand gegen die zweite Amtszeit
an. „Es liegt in unserer Verantwortung,
das Bush-Regime zu stoppen,seinen ka-
tastrophalen Kurs weiterzuführen.“
(Vollständige Veröffentlichung unter:
www.friedensratschlag.de)

Über 5000 Menschen demonstrierten
am 4.2. in New York für bezahlbare Woh-
nungen. Aufgerufen hatte ein Bündnis
von über 60 Organisationen aus den ver-
schiedenen Gemeinden, von Rechtsan-
wälten, Gewerkschaften, AIDS-Grup-
pen usw. Sie forderten, dass die Ein-
künfte der Stadt aus einem bestimmten
Fonds (Battery Park City) zur Finan-
zierung bezahlbaren Wohnraums ver-
wendet werden und die Stadt die Ent-
wicklung der Mieten kontrolliert und
bei der Stadtentwicklung Gebiete für
bezahlbares Wohnen einplant. (Quelle:
Indymedia New York)

Zusammenstellung: scc
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Mehrere hunderttausend Menschen – die französischen Zeitungen nennen Zahlen
von 300.000 bis 600.000 – demonstrierten am 5. Februar in rund 140 französischen
Städten gegen die von der Regierung Raffarin geplante „Flexibilisierung“ der 35-
Stundenwoche. Die 35-Stundenwoche war erst Anfang 2000 von der damaligen so-
zialistischen Regierung Jospin eingeführt worden und ist seither durch mehrere Ge-
setze immer weiter ausgehöhlt worden. Jetzt will die Regierung die Möglichkeit
schaffen, die wöchentliche Arbeitszeit auf bis zu 48 Stunden zu erhöhen. Zu den
Demonstrationen hatten alle Gewerkschaftsbünde aufgerufen. Bereits vor 14 Ta-
gen hatte sich rund 1,3 Millionen Lehrer und Beschäftigte des öffentlichen Dien-
stes an Streiks gegen Stellenstreichungen die Abschaffung der 35-Stundenwoche
beteiligt. (Quelle: Indymedia, Bild: Indymedia Nantes)
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Gedenktag 27. Januar – Herbe Kritik
am Verhalten der Stadt Göttingen
GÖTTINGEN. An den Vorbereitungen für
Veranstaltungen zum 60. Jahrestag der
Befreiung vom Nationalsozialismus ha-
ben sich am 1. Februar 2005 25 Perso-
nen aus Kirchen, Gewerkschaften, Ini-
tiativen und Verbänden getroffen. Be-
teiligt sind dabei u.a. der DGB, die Jü-
dische Gemeinde,die Ev.Kirche,die Ge-
schichtswerkstatt Göttingen, die KZ-
Gedenkstätte Moringen, das Jüdische
Lehrhaus, die Gesellschaft für christ-
lich-jüdische Zusammenarbeit,die VVN
und Basisinitiativen. In Planung ist eine
ganze Reihe von Veranstaltungen rund
um den 8. Mai, dem Jahrestag der Be-
freiung vor 60 Jahren, die gemeinsam
beworben und der Öffentlichkeit vorge-
stellt werben sollen.

Heftige Kritik wurde in diesem Zu-
sammenhang einhellig am Verhalten der
Stadt Göttingen geäußert: Während
weltweit, europaweit, deutschlandweit
und in vielen Gemeinden am 27. Janu-
ar des Jahrestages der Befreiung von
Auschwitz gedacht und an die Verbre-
chen des Nationalsozialismus erinnert
wurde, hätten sich Stadtspitze und der
Rat der Stadt durch Ignoranz und Ab-
stinenz ausgezeichnet. Während in
Hann. Münden und in Northeim die
Bürgermeister Kränze niedergelegt
hätten, z.T. von Veranstaltungen beglei-
tet, sei aus Göttingen nicht einmal ein
Laut zu vernehmen gewesen. Sebastian
Wertmüller vom DGB: „In einer Zeit, in
der alle Welt vom Wiedererstarken der
Nazis in Deutschland spricht, in der aus
guten Gründen des Holocaust gedacht
wird, hat eine Stadt wie Göttingen die
moralische Verpflichtung mehr zu tun,
als seine Hausmeister mit der Trauer-

beflaggung zu beauftragen!“ Diese Un-
tätigkeit sei fatal und kein gutes Vorzei-
chen mit Blick auf kommende Ausein-
andersetzungen mit dem Rechtsextre-
mismus und faschistischen Parteien.

Mit den Veranstaltungen rund um den
Jahrestag der Befreiung versuche man
als „Bürgerinitiative“ nötige Impulse in
Richtung auf Aufklärung und Bekämp-
fung von Rassismus, Antisemitismus
und Neofaschismus zu geben. Stadt-
spitze, Stadtverwaltung und Rat müs-
sten ebenfalls ihren Teil dazu beitragen.

www.dgb-suedniedersachsen-harz.de

Deutsche Bahn soll Ausstellung über
Todestransporte ins KZ zulassen
HAMBURG.Nach mehreren Aktionen von
Antifaschisten  am 27.1.2005 in Bahn-
höfen,wie Hamburg (siehe Bild),Frank-
furt/Main, Leipzig, Dresden und Wup-
pertal,und einer Unterschriftenliste an
die Deutsche Bahn AG kommt diese nun
unter starken Druck. Die Konzernlei-
tung hatte die Ausstellung von Fotos
und Dokumenten über die Todestran-
sporte von 11.000 französischen Kin-

dern, die auf dem deutschen Schienen-
netz der Ermordung zugeführt worden
waren, auf sämtlichen Personenbahn-
höfen der Bundesrepublik untersagt.
Gegen das Verbot protestieren inzwi-
schen über 200 Personen und Organisa-
tionen in einem ,,Offenen Brief“. In der
deutschen Presse heißt es, das Verhalten
der DB AG offenbare eine ,,armselige“
Einstellung zur eigenen Geschichte.Das
Unternehmen müsse ,,Farbe beken-
nen“. Prof. em. Dr.Wolfgang Popp (Uni-
versität Siegen), einer der Initiatoren
des ,,Offenen Briefes“, fordert die Bahn
AG auf, bis spätestens zum 8. Mai ihre
Bereitschaft zur bundesweiten Präsen-
tation der Ausstellung über das Schick-
sal der 11.000 Kinder erklären. Der of-
fene Brief und weiteres Hintergrund-
material ist zu finden unter: 
www.german-foreign-policy.com/elf-
tausendkinder/index.html 

Will die Landesregierung bei Opfern
rechtsextremer Gewalt sparen?
POTSDAM. Die Brandenburger Landes-
regierung will für Opfer rechtsextremer
Gewalt keinen Cent mehr ausgeben.Der
Verein Opferperspektive, der seit vielen
Jahren Opfern rechter Gewalt hilft, soll
nicht mehr unterstützt werden. Bisher
hatte das Land mit 32.000 Euro zwölf
Prozent der Kosten getragen. Der Ver-
ein, der mehrfach für seine Arbeit aus-
gezeichnet wurde, muss jetzt um seine
Existenz kämpfen. „Die Politik der
Landesregierung ist verantwortungslos
gegenüber den Opfern menschenver-
achtender Gewalt. Die Menschen, die
sich vor Ort gegen Rechtsextremismus
engagieren, werden allein gelassen“, so
Judith Porath, Geschäftsführerin der
Opferperspektive.Von den am 3.2.2005

KIEL.Am 29.Januar 2005 wollten militante Neonazis aus so-
genannten freien Kameradschaften zusammen mit der NPD
durch Kiel marschieren. Allen Versuchen von Stadt und Po-
lizeiführung zum Trotz,die antifaschistische Demonstration
gegen den Aufmarsch zu diskreditieren, versammelten sich
am Samstag fast 10.000 Menschen. Die Oberbürgermeiste-
rin hatte zuvor aufgerufen, den „linken und rechten Extre-
misten“ keine Beachtung zu schenken und „beiden Demon-
strationen“ fernzubleiben. Das Gegenangebot einer „ga-
rantiert friedlichen“ Demonstration vom Landeshaus zur
Nikolaikirche, an der die SpitzenpolitikerInnen aller Land-
tagsparteien teilnehmen würden (und nach deren Ende um
11 Uhr alle nach Hause gehen sollten), sollte den Runden
Tisch in Misskredit bringen und die Beteiligung an der um
11.30 Uhr auf dem Wilhelmplatz beginnenden Demonstra-
tion gering halten. Es hat alles nicht genutzt. Nachdem den
250-300 Nazis der erste Teil ihrer Route von Seiten der Po-
lizei zunächst freigemacht schien, kam es dennoch immer
wieder zu Blockaden und Blockadeversuchen auf der Stre-
cke. So wurde schließlich die ursprünglich genehmigte Rou-
te geknickt und die Nazis auf kurzem Weg zum Bahnhof zu-
rückgeleitet. Während die Nazis auf ihren Zug nach Hause
warteten, versammelten sich bereits noch einmal etliche
AntifaschistInnen zu einer gemeinsamen Abschlusskundge-
bung auf dem Europaplatz. Es kam im Laufe des Tages min-
destens zu 55 Gewahrsamnahmen. www.kiel-over.tk
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bekannt gewordenen Kürzungen sind
auch das Handlungskonzept Tolerantes
Brandenburg und das Aktionsbündnis
gegen Gewalt, Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit betroffen, dem
sämtliche Fördermittel für Projekte im
Land gestrichen werden. Die Auslän-
derbeauftragte soll überhaupt kein
Geld mehr für Maßnahmen gegen Ras-
sismus erhalten.Stattdessen hat der Mi-
nisterpräsident einen Lottomittel-
Fonds gegen Rechtsextremismus ange-
kündigt. Ob die Opferperspektive da-
raus gefördert werden wird, ist völlig
unklar. Noch im Koalitionsvertrag hat-
ten SPD und CDU den Rechtsextre-
mismus als zentrale gesellschaftspoliti-
sche Aufgabe definiert.

Noch nie wurden nach Zählungen der
Opferperspektive so viele Menschen
Opfer rechter Gewalt wie 2004; das
Innenministerium bestätigt die Zunah-
me der Gewalttaten. Denjenigen zu hel-
fen, die der Gewalt zum Opfer fallen, ist
elementar im Kampf gegen Rechtsex-
tremismus. www.opferperspektive.de

Erfolgreicher Start der Kampagne
„Aufmucken gegen Rechts“
PIRNA. Mit einem Konzert vor 250 Besu-
cherInnen startete die Kampagne „Auf-
mucken gegen Rechts“ am 22.01.2005
erfolgreich in der Sächsischen Schweiz.
Während des Konzertes erschienen ge-
gen 23.45 Uhr ca. 20 Neofaschisten aus
dem Umfeld der verbotenen Kamerad-
schaft Skinheads Sächsische Schweiz,
um gegen das Konzert zu protestieren.
Die Besonnenheit der Konzertbesuche-
rInnen auf diese Provokation der extre-
men Rechten und die schnell eintreffen-
de Polizei verhinderte zu diesem Zeit-
punkt Schlimmeres. Die Polizei geneh-
migte den Neofaschisten eine Kundge-
bung vor dem Jugendhaus HANNO für
die Dauer von 15 Minuten bis 0.20 Uhr.
Die Sprecherin des Veranstaltung,Dana
Michaljewski, erklärt dazu folgendes:
„Das Auftauchen der Neofaschisten
und die Kundgebung vor unserem Kon-
zert zeigt wieder einmal deutlich, dass
antifaschistisches Engagement, gerade
in Hochburgen der extremen Rechten,
wie der Sächsischen Schweiz,heutzuta-
ge mehr als notwendig ist, um eine al-
ternative und selbstbestimmte Jugend-
kultur zu etablieren!“

Unter dem Namen „Aufmucken gegen
Rechts – Beweg dich,damit sich was be-
wegt!“ hat [‘solid] – die sozialistische ju-
gend in enger Kooperation mit der Ge-
werkschaftsjugend, der PDS-Jugend,
der Hans-Böckler-Stiftung sowie zahl-
reichen regionalen Verbänden und Ver-
einen die Initiative ergriffen, um
bundesweit eine antifaschistische Of-
fensive gegen rechte Jugendkultur zu
starten. Hintergrund ist die geplante
bundesweite Verteilung der sogenann-
ten Schulhof-CD durch Naziorganisa-
tionen im vergangenen Jahr. Mit dieser

CD sollten Jugendliche an rechte Pro-
paganda auf musikalische Weise heran-
geführt werden,um sie langfristig an die
rechte Szene und an Naziorganisatio-
nen zu binden. Dieses CD-Projekt wur-
de von der sächsischen NPD im Land-
tagswahlkampf kopiert und findet mitt-
lerweile mehrere Ableger bei anderen
Musikvertrieben der extremen Rechten.

Infos zu „Aufmucken gegen Rechts“
unter: www.mucke-gegen-rechts.de

Online-Demo gegen das Abschiebe-
geschäft der Lufthansa vor Gericht
FRANKFURT/MAIN. Im März 2001 began-
nen die Initiativen „Libertad!“ und
„Kein Mensch ist illegal“ mit der Mobi-
lisierung zu einer Online-Demo im Zu-
sammenhang mit der deportation.class-
Kampagne gegen das Lufthansa-Ab-
schiebegeschäft. Unterstützt und zur
Aktion aufgerufen wurde von rund 250
Gruppen und Einzelpersonen aus den
Bereichen der Menschenrechtsarbeit,
der Asylpolitik, von Gewerkschaften
und NGO's. Am 20. Juni 2001, am Tag
der Hauptversammlung der Lufthansa
AG in Köln, war es soweit: Mehr als
10.000 TeilnehmerInnen brachten mit
ihren Zugriffen auf die Lufthansa-Web-
seite den digitalen Kranich ins Wanken,
die Seite war zeitweise lahmgelegt. Am
28.12.2004 hat nun die Staatsanwalt-
schaft Frankfurt/Main Anklage beim
Amtsgericht gegen den Anmelder der
Internet-Domains „www.libertad.de“
und „www.sooderso.de“ erhoben, da er
„durch Verbreiten von Schriften zu ei-
ner rechtswidrigen Tat – Nötigung ge-
mäß §240 StGB – aufgefordert“ habe.
Dazu erklärt libertad: „Politisch und
moralisch souverän blicken wir einem
Prozess entgegen, der für die Lufthan-
sa AG nur mehr Peinlichkeiten an die
Öffentlichkeit tragen wird, als dies vor
und während der Online-Demo bereits
der Fall war … Das World Wide Web ist
ein öffentlicher Raum.Wir werden auch
in Zukunft zu den neuen Protest- und
Widerstandsformen im Internet aufru-
fen und uns an ihrer Organisierung be-
teiligen!“ www.libertad.de 

Studierende demonstrieren gegen
Urteil des Bundesverfassungsgerichts
BERLIN. Rund 30.000 Menschen haben
am 3.2.2005 in Berlin, Mannheim, Leip-
zig, Essen und Hamburg gegen die Ein-
führung von Studiengebühren und für
studentische Mitbestimmungsrechte
demonstriert. Mit der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zur 6.HRG-
Novelle hat die Auseinandersetzung  um
die Zukunft der Hochschulen eine neue
Qualität erreicht.„Die hohe Beteiligung
zeigt, dass Studierende klar hinter der
Forderung nach einem gebührenfreien
Studium stehen“,so Stefanie Geyer vom
bundesweiten Studierendendachver-
band fzs. Auf allen fünf Demonstratio-

nen unterstri-
chen die Redne-
rinnen und Red-
ner aus Gewerk-
schaften, Schu-
len, Hochschulen
ud sozialen Initi-
ativen die ge-
meinsame Forde-
rung nach einem
offenen Bil-
dungszugang.
Für das Sommersemester erwartet der
fzs weitere Proteste. „Gemeinsam mit
BündnispartnerInnen werden wir uns
lautstark für eine soziale und demokra-
tische Gestaltung der Bildung einset-
zen“, so Stefanie Geyer. Einige Hoch-
schulen planen bereits im Sommerse-
mester zu streiken. www.fzs-online.org

Attac-Aktion für Entschuldung vor
G7-Finanzministertreffen
BERLIN. Mit einer Aktion vor dem
Bundesfinanzministerium in Berlin am
3.2.2005 hat das globalisierungskriti-
sche Netzwerk Attac im Vorfeld der G7-
Finanzministertagung den Forderun-
gen nach einer umfassenden Entschul-
dung der Entwicklungsländer Nach-
druck verliehen. Mit riesigen Säulen
zeigten Attac-Mitglieder auf, dass die
Kosten für eine Entschuldung im Ver-
gleich zu anderen Haushaltsposten ge-
ring sind. Ein über 20 Jahre gestreckter
Erlass aller Schulden von Entwick-
lungsländern gegenüber der Bundesre-
publik würde den Bund nach Berech-
nung von Attac im Jahr 1,7 Mrd. Euro
kosten. Auch wenn dies nach einer ho-
hen Summe klingt, so ist es doch immer
noch deutlich weniger als die 3,7 Mrd.
Euro, die der Bund jedes Jahr nur für
Autobahnen ausgibt, oder die 4 Mrd.
Euro für die Subvention von Pendlern

durch die Entfernungspauschale und
auch weniger als die 2,3 Mrd. Euro, die
den Besserverdienenden an Steuerge-
schenken allein durch die letzte Stufe
der Steuerreform 2005 gemacht wur-
den. www.attac.de

Zusammenstellung: baf
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Mehr oder weniger Demokratie?
Volks- und Bürgerentscheide etablieren sich in der BRD als Mittel zur Korrektur parlamen-
tarisch-repräsentativer Fehlentscheidungen. Schon die bloße Existenz des Verfahrens zwingt
die Behörden, strittige Projekte argumentativ zu unterfüttern. In öffentlicher Diskussion kann
ausgelotet werden, wie die geplanten rechtlichen und oft auch sachlichen Veränderungen
die Arbeits- und Lebensbedingungen beeinflussen würden. Für die Klassen und Institutio-
nen, die Reichtum und Wirtschaftskraft repräsentieren, bedeutet dies, dass sie ihre Pläne
und Anforderungen öffentlich begründen müssen. Parallel zu den Vorgängen auf dem Ar-
beitsmarkt sind daher Tendenzen zu beobachten, Entscheidungen durch Volksabstimmun-
gen zu  erschweren oder wenigstens nicht auszubauen. Wir dokumentieren Berichte von
Auseinandersetzungen in Stuttgart und in Hamburg.

plette Kehrtwendung, aber einen hefti-
gen Schwenk gemacht. Immerhin ist in
der Sache ein winziger Schritt vorwärts
getan mit der Festlegung, im Unteraus-
schuss vor der Sommerpause eine Posi-
tion für den Gemeinderat zu formulie-
ren. Dieser Kompromiss auf kleinstem
Niveau zeigt aber auch die große Angst
der Stadtratsmehrheit davor, dass sich
Einwohnerinnen und Einwohner aktiv
in die Politik einmischen.Zum Glück ist
diese Frage – das haben Sie alle ange-
sprochen – auch in der Landespolitik in
Bewegung und langfristig nicht mehr
aufzuhalten, selbst wenn die Landesre-
gierung ihre Gesetzesnovelle zur Ge-
meindeordnung vor der Landtagswahl
nicht mehr zustande bringt oder genau-
so kleinmütig ist wie die Mehrheit im
Stuttgarter Gemeinderat.

Die Angst vor dem Bürgerentscheid
ist allerdings völlig irrational.Nach gel-
tender Rechtslage müsste man in Stutt-
gart 20.000 gültige Unterschriften sam-
meln, um einen Bürgerentscheid über-
haupt einzuleiten. Das ist schon eine
sehr hohe Hürde. Damit das Anliegen
des Bürgerentscheids dann durchge-
setzt wird, müssen nach der gegenwär-
tigen Rechtslage 30 Prozent der Wahl-
berechtigten zur Wahl gehen und dafür
stimmen. In Stuttgart müssten also von
gut 394.000 Wahlberechtigten mehr als
118.000 dafür stimmen.Würde die Lan-
desregierung das Quorum tatsächlich
auf 25 Prozent senken, wären immer
noch 98.500 Stimmen erforderlich.Zum
Vergleich: Der Herr Oberbürgermeister
hat zu seiner Wiederwahl im ersten
Wahlgang rund 78.000 Stimmen erhal-
ten und war im zweiten Wahlgang mit
90.000 Stimmen erfolgreich. Das liegt
deutlich unter dem alten und auch un-
ter dem eventuell neuen Quorum. Diese
Zahlen zeigen: Wenn ein Bürgerent-
scheid zustande kommen oder gar er-
folgreich für die Antragsteller sein soll,
so muss das Anliegen so dringend sein
und müssen so viele Wählerinnen und
Wähler sich dafür einsetzen, dass die
Stadtverwaltung und der Gemeinderat
sich schon hinter den Ohren kratzen
müssen, weil sie offenbar am Willen ih-
rer Wähler und Auftraggeber erheblich
vorbei denken und vorbei handeln.

Wenn zum Beispiel in Hamburg die
Landesregierung ihr Krankenhaus ver-
kauft, obwohl ein Bürgerentscheid für
die Erhaltung erfolgreich war, so wird
sich dies auf lange Zeit der Wähler-
schaft und der Bevölkerung einprägen.
Ich brauche nicht auszumalen wie. Und
wenn, wie in Waiblingen, ein Bürger-
entscheid knapp scheitert, so sollte die
Politik das Signal doch sehr, sehr ernst
nehmen und danach handeln.

Sie wollen nun in Punkt 2 der Vorlage
beschließen: „Der Bürgerantrag wird
abgelehnt“.Das ist ein harter Schlag ins
Gesicht der Antragsteller, und das sind
ja nicht die Organisationen, die den
Bürgerantrag eingereicht haben, son-

Rund zweihundert Zuhörerinnen und
Zuhörer waren zur Sitzung des Ge-
meinderats am 20.Januar gekommen.In
ihrer überwiegenden Zahl wollten sie
damit den Bürgerantrag unterstützen,
mit dem mehr Themen für Bürgerent-
scheide zugänglich gemacht werden
können.

In erfreulicher Abweichung von sei-
nen sonstigen Gewohnheiten hatte
Oberbürgermeister Schuster der Dis-
kussion breiten Raum eingeräumt und
reagierte auch gelassen auf die zahlrei-
chen und zum Teil lautstarken Mei-
nungsäußerungen aus dem Publikum.

Zunächst konnten die Antragsteller
ausführlich begründen, warum sie den
Bürgerantrag einbringen. Martin Zeiss
von Attac begründete aus allgemeiner
Sicht, warum mehr Bürgerbeteiligung
dringend nötig ist. Bernd Riexinger von
der Gewerkschaft ver.di legte vor allem
dar, dass so weitreichende Entschei-
dungen, welche Dienstleistungen die
Stadt in eigener Regier erbringt oder an
Private vergibt, nicht nur von den Ge-
meinderäten getroffen werden sollen,
sondern dass die direkte Beteiligung der
Einwohner der Stadt wichtig ist.

Der OB verwies in seinem Beitrag auf
die Diskussion im Landtag über die Ge-
meindeordnung. Er hoffe, dass statt des
jetzigen Positivkatalogs von Themen
(was ist überhaupt erlaubt für einen
Bürgerentscheid) ein Negativkatalog
beschlossen werde (welche Themen sind
ausgenommen) und dass dieser Nega-
tivkatalog klein sein werde. Während
CDU, Freie Wähler und FDP ihre Skep-
sis gegenüber Bürgerentscheiden nicht
beiseite legten, ohne direkt dagegen zu
polemisieren, bekräftigten SPD, Grüne
ebenso wie PDS und SÖS ihre grund-
sätzliche Zustimmung zum Bürgerbe-
gehren (zu den taktischen Wendungen
siehe Beitrag der PDS-Stadträtin).

Unangenehm war, dass Stadtrat
Schlierer von den REP für seine dema-
gogische Unterstützung auch noch Bei-
fall aus dem Publikum erhielt.Vermut-
lich vergaßen einige, dass die Rechten

Bürgerentscheide für ausländerfeindli-
che und rassistische Mobilisierungen
nutzen wollen.

Die Entscheidung, bis zum Sommer
eine endgültige Entscheidung über die
Änderung der Hauptsatzung mit even-
tuell mehr Möglichkeiten zum Bürger-
entscheid zu vertagen, stieß bei den In-
itiatoren auf gemischte Gefühle.
Immerhin besteht noch Hoffnung auf
eine positive Entscheidung. Immerhin
erhielt auch der Antrag der PDS-Stadt-
rätin Ulrike Küstler, dem Bürgerbegeh-
ren zuzustimmen, vier Stimmen: neben
Johannes Rockenbauch von SÖS
stimmten auch zwei SPD-Gemeinderä-
te dafür. (alk)

Im folgenden dokumentieren wir den Beitrag
der PDS-Gemeinderätin nach ihrem Manus-
kript:

Wer hat Angst vor den Bürgern?
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,
sehr geehrte Damen und Herren, sehr
geehrte Antragstellerinnen.

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat-
te ich bisher keinen eigenen Antrag ge-
stellt. Die PDS – offene Liste hat in ih-
rem Kommunalwahlprogramm die For-
derung erhoben, die Hauptsatzung der
Stadt Stuttgart für mehr Bürgerent-
scheide zu öffnen und die PDS unter-
stützt auch schon viele Jahre die Forde-
rung von Mehr Demokratie e.V., die Ge-
meindeordnung hier zu reformieren.
Nachdem nun ein Antrag aus der Ein-
wohnerschaft vorliegt, unterstütze ich
dies selbstverständlich.Gestern morgen
konnte ich noch davon ausgehen, dass
es richtig ist, den Antrag der SPD zu
unterstützen, der auch von den Antrag-
stellern als der beste angesehen wurde.

Leider haben gestern die Fraktionen
im Verwaltungsausschuss einstimmig
beschlossen, den Bürgerantrag abzu-
lehnen, und stattdessen beschlossen, ei-
nen Unterausschuss des Verwaltungs-
ausschusses einzurichten. Damit haben
SPD und Grüne sie zwar keine kom-

Stuttgart

Gemeinderat und Bürgerentscheid
Ja, vielleicht, im Sommer …
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HAMBURG. „Unser Wasser Hamburg“
hatte ins Curio-Haus zu dem Thema
„Geht die Volksgesetzgebung den Bach
runter?“ zu einem Streitgespräch gela-
den, um die Diskussion zu den zwei ak-
tuellen sich ergänzenden Volksinitiati-
ven „Rettet den Volksentscheid“ und
„Hamburg stärkt den Volksentscheid“
zu intensivieren: Dr. Manfred Jäger,
CDU,Vorsitzender des Verfassungsaus-
schusses der Hamburger Bürgerschaft,
Angelika Gardiner, Mehr Demokratie
e.V., Mitinitiatorin der beiden neuen
Volksentscheide, und mich, der ich zur
Privatisierungspolitik des Hamburger
Senats Ausführungen machte. Unter
der Moderation von Anke Papendick
von der Umweltgruppe Elbvororte ent-
wickelte sich nach den drei Eingangs-
statements eine lebhafte Diskussion: Zu
den Gründen für die Privatisierungsof-
fensive des Senats, zu den Erfahrungen
mit Volksinitiativen in Bayern und Ba-
den-Württemberg, zu der A. Gardiner
als Bayerin allerlei Positives beisteuern

konnte. Die anwesenden Aktiven aus
Elternkammer, Umweltverbänden, at-
tac und den verschiedenen erfolgrei-
chen Hamburger Volksinitiativen – ge-
gen den LBK-Verkauf, gegen die Priva-
tisierung der Berufsschulen, die Kita-
Auseinandersetzung und die Volxuni –
waren doch erstaunt und entsetzt, die
zwar mutig und frisch und locker vor-
getragenen Argumente des CDU-Ver-
treters Dr. Jäger zu hören. Bekanntlich
hat die CDU ein Gesetz vorgelegt, die
1996 auch mit ihren Stimmen in der
Bürgerschaft beschlossene Volksgesetz-
gebung in Hamburg zu erschweren, da
sie den Senat zunehmend in Legitimie-
rungsschwierigkeiten bringt, wenn er –
wie bisher – gegen den erklärten Volks-
willen seine Politik durchzuzocken ver-
sucht.

So begründete Dr.Jäger (CDU) die ge-
planten Veränderungen damit, dass sie
mehr Gleichheit für alle Initiativen
schaffen. Wenn untersagt würde, auf
Straßen und Plätzen Unterschriften zu

Hamburg

Kampf um Volksentscheid – CDU mutig voll daneben

dern alle, die ihn unterschrieben haben
oder ihn unterstützen, ohne ihn unter-
schreiben zu können. In den Wahl-
kämpfen des vergangenen Jahres haben
die SPD, die Grünen und zuletzt auch
der OB beteuert, sie wollten mehr Bür-
gerbeteiligung. Der OB wurde sogar
ziemlich konkret im Bezug auf Stuttgart
21. Nun rudert er zurück.

Sie argumentieren, man brauche
mehr Zeit, um die Rechtmäßigkeit ver-
schiedener Vorschläge zum Bürgerent-
scheid zu prüfen.Allerdings hat der Ge-
setzgeber eine Frist zur Behandlung des
Bürgerantrags gesetzt, die er für ange-

messen hält, um ihn ordnungsgemäß zu
prüfen und zu behandeln. Der uns vor-
liegende Bürgerantrag wurde am 28.
Oktober eingereicht, am 28. Januar ist
die Frist abgelaufen. Die Parteien, die
sich für mehr Bürgerbeteiligung ausge-
sprochen haben, hätten in dieser Frist
die Prüfung selbst vornehmen oder die
Verwaltung für eine rechtliche Bewer-
tung ihrer eigenen Vorschläge auf Trab
bringen müssen. Die Verwaltung, sprich
als Verantwortlicher der Herr Oberbür-
germeister, hat es sich einfach gemacht.
Er hat gesagt, der Bürgerantrag ist
rechtmäßig, wir lehnen ihn aber ab.Wir
wollen so weitermachen wie bisher.
Trotzdem hatte ich gestern vorgeschla-
gen, in Punkt 2 nicht zu beschließen:
„Der Bürgerantrag wird abgelehnt“,
sondern stattdessen: „Der Bürgeran-
trag wird angenommen. Für die genaue
Formulierung in der Hauptsatzung er-
arbeitet der Arbeitskreis einen Formu-
lierungsvorschlag.“ 

Bei aller Enttäuschung kann man
aber doch festhalten: Mit der Einrich-
tung des Unterausschusses und der
Fristsetzung bis zur Sommerpause zei-
gen die Fraktionen im Gemeinderat,
dass sie mindestens gemerkt haben,dass
da etwas Wichtiges vorgeht und sie
irgendwie reagieren müssen. Das lässt
noch Hoffnung auf Besserung. Die poli-
tische Auseinandersetzung um die kom-
munale Demokratie wird jedenfalls
weitergehen.

Da ich die vorliegende Beschlussvor-
lage 990/2004 nicht unterstützen kann,
stelle ich dazu einen Änderungsantrag
zu Punkt 2., der lautet: „Der unter 1. ge-
nannte Bürgerantrag wird angenom-
men.“

sammeln und stattdessen in Orts- und
Bezirksämtern unterschrieben werden
müsste, wären ärmere Initiativen
gleichberechtigt, weil sie nicht so viel
Geld in eine eigene Sammlung stecken
müssten. Wenn der Senat jedem Wahl-
bürger eine Benachrichtigungskarte
nach Hause schicken würde, wäre we-
niger Geld nötig, weil die Kosten für
Propagandamaterial der Initiativen ge-
spart werden könnte. Zudem steht im
Gesetz, dass „der Senat die Volksent-
scheide“ durchführt – also müsste er sie
auch organisieren. Wenn die Volksent-
scheide an einem eigenen Termin und
nicht mehr parallel zu Wahlterminen
durchgeführt würden, käme das Sach-
anliegen der Volksinitiativen besser zur
Geltung, weil es dann bei der Abstim-
mung alleine dastehe und nicht durch
ein Bündel von Gründen für eine Wahl-
entscheidung überlagert werde. Und im
Übrigen hätte das Landesverfassungs-
gericht ja die Gleichrangigkeit von Par-
laments- und Volksentscheidungen fest-
gestellt. Deshalb könne das Parlament
jeden Volksentscheid in der Sache
durchaus anders entscheiden. Ob wir
denn das Prinzip der repräsentativen
parlamentarischen Demokratie aufge-
ben wollten? Jedenfalls sähe die CDU
nicht,dass das Letztentscheidungsrecht
beim Volk liegen müsse. Kurz: Die Vor-
schläge der CDU würden die Volksge-
setzgebung gleicher, billiger und einfa-
cher machen. Sie sei ja schon auf die
Diskussion eingegangen, indem sie den
Vorschlag fallengelassen habe, dass die
Initiatoren von Volksbegehren Finan-
zierungsvorschläge machen müssten.
Interessant, dass er sich zu den positi-
ven Erfahrungen mit Volksentscheidun-
gen in den USA, in der Schweiz und in
Süddeutschland sowie zahlreichen
Kommunen nicht im Einzelnen äußer-
te.Die Privatisierungspolitik des Senats
hielt er selbstverständlich für richtig.
Dass mit den Plänen der CDU etwa die
„Politikverdrossenheit“ gefördert wer-
de, sah er nicht.

Die Zuhörer jedenfalls fragten sich,
worüber sie sich mehr wundern und ent-
setzen sollten: Über den fröhlichen Mut
des Jungparlamentariers, diese vorge-
schobenen Argumente vor einem sol-
chen sachkundigen und engagierten Pu-
blikum zu vertreten – oder der obrig-
keitsstaatlichen Senatsfixiertheit, dass
die Regierenden und die „Volksvertre-
ter“ schon die Weisheit mit Löffeln ge-
fressen hätten und auch in der Sache
immer besser wüssten, was richtig ist.
Interessenpolitik negiert er kurzerhand.
Zeit jedenfalls, durch zahlreiche Betei-
ligung an den aktuellen Volksinitiativen
den Abgeordneten ins Gedächtnis zu ru-
fen, dass in unserer Demokratie alle
Staatsgewalt noch immer vom Volke
ausgeht. Doch, auch wo sie hingeht,
muss kontrolliert werden.
Horst Bethge 
(PDS AG Bildungspolitik)

Protestaktionen vor der Gemeinderatssit-
zung am 20. Januar. Die Stadträte stimm-
ten über den Bürgerantrag zur Erleichte-
rung von Bürgerentscheiden ab. Dieser
Bürgerantrag war von einem Bündnis ein-
gebracht worden aus attac, Mehr Demo-
kratie e.V. und der Gewerkschaft ver.di.
Ver.di erwartet, dass mit der Möglichkeit ei-
nes Bürgerentscheids die vorgesehene
Umwandlung des Eigenbetriebs Klinikum
in eine Gmbh verhindert werden kann.
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Heuchelei von SPD und Grünen:
FRANKFURT A. M. Die Neufassung der
hessischen Kommunalgesetze durch
den Landtag bedeutet einen tiefen
Eingriff in die kommunale Selbstver-
waltung.Künftig werden nur noch de-
fizitäre Bereiche in den Händen der
Kommunen bleiben, während alle ge-
winnbringenden Unternehmen an
private Anbieter verkauft werden sol-
len. „Besonders fatal ist, dass die
Kommunen dadurch unter den Zwang
geraten, auch die bei ihnen verblei-
benden Unternehmen nach dem Prin-
zip der Gewinn-Maximierung zu füh-
ren“, meint Heiner Halberstadt, Vor-
sitzender der PDS-Fraktion im Rö-
mer: „Die Stadt verliert dadurch end-
gültig die Möglichkeit, die Versorgung
der Bürgerinnen und Bürgern nach so-
zialen Maßstäben zu sichern“. Als
schamlose Heuchelei empfindet Halb-
erstadt Verlautbarungen der Grünen
und der SPD, die die Gesetzesände-
rung nun im Nachhinein verurteilen:
„Seit Monaten liegt ein Antrag der
PDS vor, der die Stadt zu erbittertem
Widerstand gegen die geplante Geset-
zesänderung auffordert. Der Antrag
wurde mit den Stimmen von Grünen
und SPD mehrfach vertagt, zuletzt in
der Parlamentssitzung in der vergan-
genen Woche. SPD und Grüne betrei-
ben in Frankfurt gemeinsam mit CDU
und FDP eine Politik hemmungsloser
Privatisierung ohne ökonomischen
Verstand und soziales Gewissen“.

www.Kommunelinks.de

Drehen an der Strompreisschraube:
KÖLN. „Die dem Bundeswirtschafts-
minister Clement von den vier großen
Stromkonzernen vorgeschlagene Ent-
lastung der stromintensiven Industrie
durch Absenkung der Netzentgelte
führt zwangsläufig zu einer Strom-
preiserhöhung bei den Privathaushal-
ten“. Dies betonte der Verband kom-
munaler Unternehmen (VKU). Das
Gesetz der Redlichkeit gebiete es,dar-
auf hinzuweisen, dass diese staatlich
gewünschte Subventionierung von
Unternehmen zu Lasten der normalen
Stromkunden gehe.Im Übrigen unter-
breiten die vier Verbundunternehmen
einen „großzügigen“ Vorschlag,der sie
selbst keinen Cent kostet. Die mögli-
che Erwartung, dass die Stadtwerke
am Ende die Kosten bei sich behalten
müssten, da eine Preiserhöhung ge-
genüber den Haushaltskunden poli-
tisch nicht gewollt ist, unterstreicht
die Zweideutigkeit dieses „großzügi-
gen“ Vorschlags noch. www.vku.de

Benachteiligung für umwelt-
freundliche Verkehrsmittel: KÖLN /
BERLIN. Als ein „Stück aus dem Toll-
haus“ bezeichnete der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Städte-

ESSEN. Rund 110.000 ehemalige Werks-
wohnungen haben die zur Veba gehö-
rende Viterra,die Bundesversicherungs-
anstalt Gagfah,Thyssen-Krupp und das
RWE im letzten Jahr allein im Ruhrge-
biet an Finanzkonsortien verkauft.
Letzter Schlag war der kurz vor Jahre-
sende bekannt gegebene Verkauf des ge-
samten Wohnungsbestandes von Thys-
sen-Krupp-Immobilien an die US-
Bank Morgan Stanley und die Corpus-
Immobiliengruppe. Dabei geht es allein
um 48.000 Wohnungen, 20.000 davon in
Duisburg,11.000 in Essen.Damit ist der
Bestand an Wohnungen von früher ge-
meinnützigen Wohnungsunternehmen
drastisch reduziert worden.

Dieser geballte Verkauf von Werks-
wohnungen schafft Handlungsbedarf
für das Land NRW und für die Kom-
munen.Verhindert werden muss vor al-
lem,dass die Verkäufe zu Nachteilen für
die jetzigen Mieter führen.Das ist um so
notwendiger, als es den Finanzkonsor-
tien mit US- oder britischer Beteili-
gung, die die Wohnungsbestände aufge-
kauft haben, offensichtlich um einen
Weiterverkauf der Wohnungen an pri-
vate Dritte geht. Auf dem Mietmarkt
sind im Ruhrgebiet jedenfalls keine ho-
hen Renditen zu erzielen. Die Mieten
sind vergleichsweise niedrig, viele Woh-
nungen stehen leer,die Armut nimmt zu.
Entsprechend zieht sich Viterra aus dem
Ruhrgebiet zurück, behält aber seine
Wohnungsbestände im Rhein-Main-
Gebiet. Der Markt für Wohnungen zur
Eigentumsbildung wächst jedoch auch
im Ruhrgebiet.Für viele,die es sich leis-
ten können geht es dabei auch um Al-
terssicherung. Da die Wohneigentums-
quote im Ruhrgebiet die EU-weit nie-
drigste ist, versprechen sich die Finanz-
konsortien hier lukrative Geschäfte.

Die Mieterverbände sind deshalb
alarmiert und haben die Landesregie-
rung aufgefordert, in Richtung Verbes-
serung des Mieterschutzes tätig zu wer-
den. Die PDS-Gruppe im Rat der Stadt
Essen hat im Januar einen Antrag in der
gleichen Richtung in den Rat einge-
bracht. Darin sollte die Stadt verpflich-

tet werden, sich insbesondere gegen-
über Thyssen-Krupp für Regelungen
zum Mieterschutz einzusetzen, die über
die gesetzlichen Regelungen hinausge-
hen. Der Antrag wurde an den Pla-
nungsausschuss verwiesen.

„Panikmache ist sicherlich fehl am
Platze,aber wir erwarten,dass Thyssen-
Krupp seinen Mietern wenigstens die
gleichen Garantien gibt,wie Anfang des
Jahres Viterra,“ erklärte PDS-Ratsfrau
Gabriele Giesecke. „Davon kann bisher
keine Rede sein. Die Mieter/innen von
Thyssen-Krupp erfuhren aus den Me-
dien vom Abschluss des Verkaufs. Wir
unterstützen die Forderungen, die auch
der Betriebsrat von Thyssen-Krupp-

Immobilien erhoben hat: Ein dauerhaf-
ter Kündigungsschutz, ein lebenslanges
Wohnrecht für Mieter/innen über 65
Jahre und Schutz vor Mieterhöhungen.
Dafür müssen sich auch der Oberbür-
germeister und der Rat einsetzen.“

Der Betriebsrat von Thyssen-Krupp-
Immobilien hat sehr deutlich kritisiert,
dass die Bedingungen des Verkaufs für
Mieter nicht schon im Vorfeld geklärt
wurden und darauf hingewiesen, dass
der Verzicht auf vertraglich verankerte
Schutzrechte über die gesetzlichen Re-
gelungen hinaus letztlich auch eine Fra-
ge des Verkaufspreises ist. Er befürchtet
die Zerschlagung von Thyssen-Krupp-
Immobilien durch Blockverkäufe und
fordert auch für die 550 Beschäftigten
Schutzrechte vor Entlassungen,den Er-
halt des Standortes Essen und die Si-
cherung der bisherigen sozialen Kondi-
tionen im Thyssen-Krupp-Konzern.

Geklärt werden müsste schließlich
der stadtplanerische Aspekt der Woh-
nungsverkäufe. In Essen stellt sich z.B.
die Frage, ob die neuen Eigentümer der
11.000 Thyssen-Krupp-Wohnungen an
dem von der Arbeitsgemeinschaft Esse-
ner Wohnungsbauunternehmen begon-
nenen, von der Stadt moderierten
Stadtteil-Sanierungsprogramm fest-
halten. Auch dieser Punkt soll auf An-
trag der PDS-Gruppe im Planungsaus-
schuss behandelt werden.

(wof)

HB vom 15.12.2004: ThyssenKrupp erzielt bei Wohnungsverkauf hohen Gewinn

Düsseldorf. (Dow Jones-VWD). Die ThyssenKrupp AG, Duisburg/Essen, hat beim Verkauf
ihrer 48.000 Werkswohnungen im Ruhrgebiet eine Buchgewinn von annähernd 1 Mrd.EUR
erzielt. Das berichtet das Handelsblatt (HB) (Donnerstagausgabe) aus Finanzkreisen. Ein
Konzernsprecher bestätigte der Zeitung lediglich „einen hohen Buchgewinn“, eine exak-
te Zahl nannte er nicht. Ursprünglich standen die Wohnungen mit 1,5 Mrd.EUR in der Bi-
lanz, heißt es in Frankfurter Analystenkreisen. Allerdings habe der Konzern wegen der Kri-
se am deutschen Immobilienmarkt Abschreibungen vorgenommen. 
ThyssenKrupp hatte die Werkswohnungen am Mittwoch für 2,1 Mrd.EUR an ein Konsortium
aus der US-Investmentbank Morgan Stanley und der Kölner Immobiliengruppe Corpus ver-
kauft. Der Sonderertrag aus dem Immobilienverkauf werde sich auch im diesjährigen Kon-
zerngewinn niederschlagen, so das „HB“. Bislang lag das Ziel für das operative Ergebnis
vor Zinsen und Steuern bei knapp 1,6 Mrd.EUR. Das Geschäftjahr von ThyssenKrupp en-
det am 30. September. www.handelsblatt.com

In einem Jahr 110.000 Werkswohnungen im Ruhrgebiet verkauft

Mieterschutz aktueller denn je
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tages,Dr.Stephan Articus,
die von den Ministern Ei-
chel und Stolpe vereinbarte
Kürzung der Mittel für den Nahver-
kehr, um damit der Deutschen Bahn
eine Finanzspritze für die Erhaltung
und Sanierung des Schienennetzes zu
geben. Da der Bundesfinanzminister
nicht bereit ist, hierfür eigene Haus-
haltsmittel bereitzustellen, sollen of-
fensichtlich aus den Regionalisie-
rungsmitteln jährlich 1 Milliarde
Euro abgezweigt werden.
„Mit den Regionalisierungsmitteln
des Bundes finanzieren die Länder
und Kommunen den Nahverkehr. Be-
reits im Zusammenhang mit dem
Koch-Steinbrück-Papier kam es zu
einer einmaligen Kürzung der Regio-
nalisierungsmittel um 2 Prozent.Wei-
tere jährliche Kürzungen würden das
Angebot im Nahverkehr in seinem
Kern gefährden.Wer hier spart, scha-
det der Attraktivität des öffentlichen
Personennahverkehrs in den städti-
schen Ballungsräumen ebenso wie auf
dem flachen Land und verschlechtert
damit die Chancen für eine umwelt-
freundliche Mobilität“, so Articus.

www.staedtetag.de

Außendienst überflüssig: ESSEN.
Für völlig überflüssig hält die PDS-
Ratsgruppe den Antrag von CDU,
Grünen und FDP, den Außendienst
zur Kontrolle von Sozialgeld-Emp-
fängerinnen und Empfängern auf-
recht zu erhalten und auf Alg-II-
Empfängerinnen und -Empfänger
auszuweiten. Mit dem Antrag sollen
Sozialhilfeempfänger unter „Gene-
ralverdacht“ gestellt werden und der
Außendienst aufgestockt werden. Im
vergangenen Jahr haben die Grünen
eine schärfere Kontrolle und Bespit-
zelung von Sozialhilfe-Berechtigten
abgelehnt, heute sind sie Mitantrag-
steller. „Fehlerhafte Bescheide, dras-
tische Leistungskürzungen insbeson-
dere für die bisherigen Arbeitslosen-
hilfe-Berechtigten, die Einführung
von Ein-Euro-Jobs usw. begleiten die
Einführung von Hartz IV. Lange
Schlangen vor dem Sozialamt in der
Steubenstraße waren ein Ausdruck
der Probleme.“ Die Verwaltung, die
den Vorstoß ablehnt, hat in den ver-
gangenen Jahren mehrfach dargelegt,
dass eine Ausweitung des Außendien-
stes keine Kostenersparnisse bringt.
Statt durch solche Anträge wieder in
das Horn der Stimmungsmache zu
blasen, sollte umgehend die Beratung
von Sozialgeld- und Alg-II-Empfän-
gern gefördert werden. Ebenso drin-
gend wäre die Einrichtung einer zen-
tralen Beschwerdestelle bei der
ARGE.
www.mitglied.lycos.de/pdsgressen/

Zusammenstellung: ulj

KommunalePolitik

11.. Der Ausbildungspakt hat seine in ihn ge-
steckte hohe Erwartung zur Steigerung der
abgeschlossenen Ausbildungsverträge
nicht erfüllt. 

Während Wirtschaftsminister Wolfgang
Clement noch vor wenigen Wochen ver-
kündete, ein Aufwuchs von mehr als
50.000 Ausbildungsplätzen würde pro-
blemlos erreicht und wenn DIHK-Chef
Braun davon sprach, die Zielvorgaben
seien weit übertroffen, sieht die Wirk-
lichkeit wesentlich trister aus. Die An-
fang Januar 2005 von der Bundesagen-
tur für Arbeit offiziell vorgestellte amt-
liche Statistik zur Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsplätze für das
Jahr 2004 widerlegt alle schönfärberi-
schen Pakt-Zahlen von Bundesregie-
rung und Arbeitgeberverbände. Die
Zahlen des Bundesinstituts für Berufs-
bildung zeigen keine zweistellige Stei-
gerung bei den Ausbildungsverträgen,
sondern nur ein mageres Plus von 2,8
Prozent oder real 15.000 zusätzlichen
Ausbildungsverträgen. Abgeschlossen
wurden 2004: 573.000 neue Ausbildungs
verträge, im Vorjahr waren es 558.000.

Das Institut bestätigte ebenfalls ge-

werkschaftliche Analysen, wonach
rund 50.000 Jugendliche, die in unsin-
nigen Warteschleifen geparkt werden,
ebenfalls in diesem Jahr noch einen
Ausbildungsplatz haben wollen. Zu-
sammen mit den noch nicht vermittel-
ten Bewerbern kommt man auf 90.000
Jugendliche, die noch einen Ausbil-
dungsplatz suchen.Wie man angesichts
dieser Zahl von einem erfolgreichen
Ausbildungs-Pakt sprechen kann,
bleibt schleierhaft.

Mit diesem Aufwuchs konnte noch
nicht einmal der diesjährige demogra-
fisch bedingte Zuwachs (mehr Abgän-
ger von Schulen) von 24.000 Nachfra-
gern in Ausbildung gebracht werden.
Auch der fest vereinbarte Rückbau der
sog. Alt-Nachfrager (also den Jugend-
lichen, die bereits im letzten Jahr oder
früher die Schulen verlassen haben und
keinen Erfolg bei der Ausbildungs-
platzsuche hatten) konnte mit dieser
deutlich zu gering ausgefallenen Stei-
gerung nicht erreicht werden. Dem
Pakt-Ziel: allen Jugendlichen einen
Ausbildungsplatz anzubieten, sind die
Pakt-Partner 2004 kaum näher gekom-
men.

Die Argumentation der Bundesre-
gierung, dass die Wirtschaft den
Ausbildungspakt übererfüllt habe,
weil sie statt der versprochenen
30.000 in Wirklichkeit 53.000 neue
Ausbildungsverträge abgeschlossen
habe, ist wirklich skurril. Denn: Im
Jahr 2004 wurden nicht 53.000 Aus-
bildungsverträge neu abgeschlos-
sen sondern 573.000. Jedes der in
diesem Jahr zustande gekommenen
vertraglichen Ausbildungsbezie-
hungen trägt letztlich das Signum
neu. Egal ob die Kammern ihnen
nun das Label neu, ganz neu oder
Super neu aufstempeln. Diese Auf-
teilung der Verträge ist nichts ande-
res als ein statistisches Ablen-
kungsmanöver. Hierauf eine Er-
folgsbilanz aufbauen zu wollen ist
jedenfalls abenteuerlich.

22.. Auch die mit großen Hoffnungen im
Herbst gestartete Nachvermittlungsak-
tion nimmt keinen besonders guten Ver-
lauf. 

Nach vollständiger Auswertung der
Berufsberatungsstatistik der Agen-

IG Metall FB Jugend-, Bildungs- und Qualifizierungspolitik

Das Ausbildungsjahr 2004 

Eine Schlussbilanz zum 
Ausbildungsjahr und zum 
Ausbildungspakt 
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tur für Arbeit für No-
vember zeigt sich fol-
gendes Bild: Im Septem-
ber 2004 suchten offi-
ziell 44.576 Jugendliche
noch einen Ausbil-
dungsplatz, im Oktober
war diese Zahl noch-
mals leicht angestiegen
auf 45.414 und für den
Monat November wur-
den jetzt noch 40.256 su-
chende Jugendliche re-
gistriert und im Dezem-
ber waren es dann im-
mer noch 33.331. Insge-
samt hat sich die Lage
seit September nicht
wirklich verbessert.Von
einem besonders erfolg-
reichen Verlauf der Nachvermittlung
kann deshalb auch keine Rede sein.

Selbst wenn man sich auf die falschen
definitorischen Kategorien der Pakt-
Partner einlässt, dann waren am
31.12.2004 immer noch 14.900 Jugend-
liche ohne einen Ausbildungsplatz.
Dass also jeder Suchende seinen Aus-
bildungsplatz bekommen hat (Cle-
ment), davon kann keine Rede sein. Um
dieses Defizit zu vertuschen, verweisen
Bundesregierung und Wirtschaft auf die
vielen noch unbesetzten Einstiegsqua-
lifikationen – siehe dazu unter Punkt 3.

Die von den Arbeitgebern und der
Bundesregierung gemeinsam verbreite-
ten deutlich besseren Bilanzzahlen (nur
noch 14.900 seien unvermittelt), bezie-
hen sich auf einen deutlich reduzierten
Ausschnitt des Vermittlungsgesche-
hens. Anstatt die gesamte Entwicklung
in den Blick zu nehmen, beobachteten
die Paktpartner nur die Veränderungen
bei den Jugendlichen, die seit Septem-
ber unversorgt waren. Diejenigen, die
sich im Oktober und November neu als
Bewerber um einen Ausbildungsplatz
für die Nachvermittlungsaktion bei den
Agenturen vor Ort meldeten, fallen da-
gegen einfach unter den Tisch.

Ein Vergleich zeigt, wie absurd diese
Sichtweise ist: 

Kommt ein Jungunternehmer zu sei-
ner Steuerberaterin und angesichts
seiner schlechten Jahresbilanz war-
tet er mit zwei vermeintlich genia-
len Ideen auf: 1. Das Geschäftsjahr
wird kurzer Hand einfach um drei
Monate verlängert und 2. werden in
diesem fünften Quartal nur die Ein-
nahmen verbucht, Rechnungen
nicht mehr bezahlt. In diesem Fall
müsse man mit einer deutlichen Bi-
lanzverbesserung rechnen.

Genauso wie der Jungunternehmer
rechnen die Pakt-Partner. Allerdings
mit einem Unterschied: Hat der Jung-
unternehmer noch eine Steuerberate-
rin, die den Plan verhindert, sind Poli-
tik und Arbeitgeberverbände nicht zu
stoppen.

33.. Einstiegsqualifikationen erreichen die Ju-
gendlichen nicht – Statt 25.000 wurden nur
7.200 Praktikumsverträge abgeschlossen 
Eigentlich sollten die Einstiegsqualifi-
kationen oder Praktika dem Ausbil-
dungspakt aus der Patsche helfen: War
schon die Steigerung bei den neu abge-
schlossenen Ausbildungsplätzen nach
den Zählungen des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BiBB) mit 2,8 Prozent
oder nur 15.000 deutlich hinter den Er-
wartungen zurückgeblieben, sollten bis
Ende 2004 wenigstens die 25.000 Prak-
tika-Stellen voll zum Tragen kommen.

Aber auch daraus ist nichts geworden:
Der Ausbildungspakt zwischen Wirt-
schaft und Regierung ist in einem wei-
teren zentralen Teilbereich gescheitert.
Nach Angaben der Bundesagentur für
Arbeit werden Tausende der im Pakt
vereinbarten Einstiegspraktika nicht
besetzt werden.

Als Ursachen lassen sich mindestens
zwei Gründe benennen.

Aber zunächst die Fakten,wie sie jetzt
von der Bundesagentur vorgestellt wur-
den.

Nach Abschluss der Nachvermitt-
lungszeit ist die Zahl der abgeschlosse-
nen Praktika-Verträge deutlich unter
der Zielzahl, obwohl das bis zu einjäh-
rige Praktikum auf die Ausbildungszeit
angerechnet werden kann. Fest verab-
redet zwischen den Pakt-Partnern wa-
ren 25.000. Abgeschlossen wurden nur
7.200 Praktikumsverträge.

Dabei schien das Interesse der Betrie-
be zunächst relativ groß.Immerhin mel-
deten sie den Kammern etwas mehr als
30.000 Angebote.

Welche Ursachen führten zum Miss-
erfolg: 

Noch eine Warteschleife –

nein Danke! 

Mit dem angeblichen Super-Produkt
Praktika war bei den Jugendlichen kein
Blumentopf zu gewinnen. Im großen
Umfang waren sie ganz offensichtlich
nicht bereit, in eine ungewisse Warte-
schleife einzuwilligen.

Viele der unversorgten Jugendlichen

haben bereits eine Berufsvor-
bereitung, ein Praktika, einen
Grundlehrgang, eine berufli-
che Grundbildung, eine aus-
bildungsbegleitende Hilfe,
JumP oder wie immer diese
Maßnahmen auch tituliert sein
mögen,hinter sich gebracht. In
2003 waren es insgesamt
228.000 Jugendliche, die allein
bei der Bundesagentur so be-
dient wurden. In den Berufs-
schulen waren es ebenfalls
hunderttausende.

Seinerzeit hatte man ihnen
bereits mit folgenden Sprü-
chen Mut gemacht: Wenn Du
das absolviert hast, dann gibt
es auch einen Ausbildungs-
platz. Doch genau dies ist bei

vielen nicht eingetreten. Deshalb ist für
viele Jugendliche klar: Warum soll man
bei diesen Erfahrungen noch einmal
darauf hoffen, ein Praktikum werde aus
der Ausbildungsmisere herausführen? 

Insofern müssen sich die Pakt-Part-
ner fragen lassen, ob eine weitere Form
der Berufsvorbereitung, den bereits be-
stehenden Angeboten einfach hinzuge-
fügt, wirklich eine besonders intelli-
gente und viel versprechende Lösungs-
variante ist.

Die Anforderungen absenken –

nein das geht nicht. 

Eine weitere Ursache für den Misserfolg
ist bei den zu hohen Einstellungsanfor-
derungen der Betriebe zu suchen. Es
zeigt sich,dass Jugendliche ohne Schul-
abschluss kaum Chancen auf ein Prak-
tikumsplatz im Rahmen des Ausbil-
dungspaktes haben.Die Anforderungen
der Betriebe sind relativ hoch, ähnlich
wie bei normalen Azubis, bestätigt die
Bundesagentur für Arbeit. Die jetzt
noch suchenden Bewerber sind aber
häufig Jugendliche mit Vermittlungs-
hemmnissen.

Die Einstiegsqualifikationen waren
an Jugendliche adressiert, die trotz
Nachvermittlung noch keine Lehrstelle
bekommen hatten. In erster Linie sind
die Praktika, die zwischen sechs Mona-
ten und einem Jahr dauern,aber für die-
jenigen gedacht, die Defizite in der
schulischen Ausbildung haben.

Die Statistik der Bundesagentur zeigt
aber, dass es erneut auch bei den Prati-
kas zu einer Bestenauslese kam: 

So hatten von 7.200 Bewerbern, die
die BA bundesweit auf die Plätze ver-
mittelt hat, nur 299 (4,8%) keinen
Schulabschluss, dagegen rund 43% und
439 von ihnen höhere Abschlüsse. 25
hatten eine Studienberechtigung.
(Stand der Daten 31.12.04) 

Die erfolgreichen Vermittlungen in
Praktika lag bei Jugendlichen ohne
Hauptschulabschluss bei 4,8 Prozent
bei Jugendlichen mit Fachhochschulrei-
fe, Hochschulreife und bei Studieren-
den aber bei 7,4 Prozent.



DIHK warnt vor Antidiskrimi-
nierungsgesetz. Fr, Sa, 29.1.05.
DIHK-Präsident L. G. Braun hat
in Briefen an Bundeskanzler G.Schrö-
der und SPD-Vorsitzenden F. Müntefe-
ring vor negativen Auswirkungen des
geplanten Antidiskriminierungsgeset-
zes auf die Akzeptanz der Reformkurse
gewarnt. „Das Gesetz in der nun in den
Bundestag eingebrachten Fassung wäre
nicht nur in der Sache schädlich, son-
dern es würde auch den derzeitigen
Stimmungswandel hin zu mehr Akzep-
tanz des Reformkurses beeinträchtigen,
wenn nicht gar ins Gegenteil verkeh-
ren,“ warnte Braun.

Gesamtmetall offen für Verbände ohne
Tarifbindung. HB, Di., 1./2.05. Der Ar-
beitgeberverband Gesamtmetall hat
sich auch Verbänden von Betrieben ohne
Tarifbindung geöffnet.

CDU-Steuersenkungsvorstoß stößt auf
positive Resonanz bei BDI. M. Meister,
CDU-Fraktionsvorsitzender, veröffent-
lichte erste Vorschläge für „eine ge-
meinsame Initiative von Regierung und
Opposition für wettbewerbsfähige
Steuersätze“. Er sprach sich für die In-
tegration der Gewerbesteuer in die Ein-
kommens- und Körperschaftssteuer
aus. Die Bemessungsgrundlage der
Unternehmensbesteuerung müsse ver-
breitert und „die Gesamtbelastung von
heute ca. 39% auf deutlich unter 35%
gesenkt werden“. Den Personengesell-
schaften solle ermöglicht werden, „von
dem geringeren Körperschaftssteuer-
satz zu profitieren“. Für Unterneh-
mensgewinne würden dann grundsätz-
lich andere Sätze als für die Löhne gel-
ten.Derzeit zahlen 85% aller Firmen als
Personengesellschaften Einkommen-
steuer. Die Wirtschaftsverbände be-
grüßten Meisters Positionierung. Kühn
(DIHK) forderte eine Senkung der Steu-
erbelastung auf unter 30%. „Bei 35%
können wir bei internationalen Investo-
ren keinen Blumentopf gewinnen.“

Wirtschaftsverbände zweifeln wirt-
schaftspolitische Kompetenz  bei A.
Merkel an. HB, Fr./Sa., 4./5.2.05. Seit
Monaten kritisieren der Bundesver-
band der deutschen Industrie (BDI)  und
die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände (BDA) die man-
gelnde Durchsetzungskraft der CDU-
Vorsitzenden A. Merkels bei den Refor-
men. In Wirtschaftskreisen zunehmend
bezweifelt, dass die CDU-Chefin A.
Merkel genügend Rückhalt in der Union
hat, um die Partei erfolgreich in die
Bundestagswahl zu führen. D. Hundt
(BDA) kritisiert den „Gesundheitskom-
promiss“ der Union. Hinsichtlich der
Themen Abbau von Kündigungsschutz-
Rechten und anderer „Reformvorha-
ben“ bestehe jetzt Misstrauen, wie Par-
teienforscher J. Falter sagte.

Presseauswertung: rst 
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Wirtschafts-

presseEbenso die Tatsache, dass nur neun
Prozent der Qualifikanten ausländi-
scher Herkunft sind zeigt, dass die Pro-
blemgruppen des Ausbildungsmarkts
im Kern nicht erreicht wurden.

Eigentlich sind Jugendliche mit Ver-
mittlungshemmnissen die Zielgruppe,
bestätigt der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag (DIHK).Wegen der
großen Lücke zwischen Angebot und
Nachfrage können sich die Unterneh-
men allerdings auch für die Praktika Ju-
gendliche aussuchen,die mindestens ei-
nen Hauptschulabschluss haben.

Aber ist es eigentlich nicht so, 

dass die Unversorgten ja sowieso nichts

lernen wollen …? 

Die Erfahrung mit den Einstiegsprakti-
ka sind „ernüchternd“. Das hat eben-
falls Günther Fleig, der Personalvor-
stand des Autokonzerns Daimler-
Chrysler, festgestellt. Der Konzern hat
in Zusammenarbeit mit den IHKs und
der Bundesagentur 500 Stellen angebo-
ten, die Jugendliche ohne Lehrstelle für
einen Ausbildungsplatz im kommenden
Jahr besser qualifizieren sollen. An den
deutschen Standorten zusammen seien
aber allenfalls 100 bis 120 Jugendliche
eingestellt worden, sagte Fleig und
sprach von einer großen Enttäuschung
und spekulierte zugleich über die nicht
vorhandene Lernbereitschaft der Ju-
gendlichen. „Wenn es so wäre, dass be-
stimmte Jugendliche gar nicht in den
Arbeitsprozess wollen, müsste man sich
dringend damit beschäftigen. Ich bin
mir aber nicht sicher, ob es so ist“, sag-
te der Daimler-Arbeitsdirektor. Eine
Unternehmenssprecherin relativierte
diese Aussage aber unverzüglich und
betonte, dass der Aufwand des Vertei-
lungsverfahrens eine zentrale
Schwachstelle sei: Einem Kompetenz-
check beim Arbeitsamt schließe sich ein
Vermittlungsgespräch an, die Jugend-
lichen bekämen dann Adressen von Fir-
men und müssten sich bei denen be-
werben. Dass es eine Art Lernverweige-
rung bei den Jugendlichen gäbe, wollte
die Sprecherin so nicht bestätigen.

Eine Zurückhaltung der Jugend-
lichen gegenüber einer Ausbildung ist
auch nach den Erfahrungen der BA
nicht festzustellen. Die Jugendlichen
wollten aber wissen, ob sie nach einem
Praktikum auch eine „Garantie für eine
Ausbildung“ bekämen.Auch das Hand-
werk hat bisher bei den Jugendlichen
„keine Verweigerungshaltung im großen
Stil“ festgestellt, so die Feststellungen
des ZDH-Sprechers. Im übrigen könne
niemand die Jugendlichen zwingen, das
Angebot anzunehmen.

Das sind die Rahmenbedingungen für die

Einstiegsqualifikationen: 

Mit dem Praktika gehen die Betriebe
kein besonderes finanzielles Engage-
ment ein: Die Bundesagentur bezu-
schusst die Praktika: Für die Sozialver-

sicherung wird eine Pauschale von 102
Euro gezahlt und der Praktikant be-
kommt eine Vergütung bis zu 192 Euro.
Für die anbietenden Unternehmen ist
die Regelung deshalb attraktiv – da der
Praktikant nicht zu viel Mühe und da-
mit doch Kosten verursacht.

44..  Das von den Arbeitgeberverbänden und
den Politikern oft beschriebene Desinteres-
se der Jugend an der eigenen Zukunft, wird
von der Bundesagentur nicht bestätigt: Nur
12 Prozent der Jugendlichen meldeten sich
nicht mehr zurück bzw. zeigten kein Inter-
esse mehr an der Nachvermittlungsaktion. 
Ganz anders die Version des Deutschen
Industrie- und Handelskammertages
(DIHK). Die 81 Industrie- und Han-
delskammern hätten in den vergange-
nen Wochen rund 30.000 Jugendliche
ohne Ausbildung angeschrieben, doch
mehr als 10.000 hätten sich auch nach
dem zweiten Brief nicht gemeldet.

Das Fazit der IG Metall: 

Auch nach Abschluss der Nachvermitt-
lungs-Aktion des Ausbildungspakts
sind, nach Einschätzung der IG Metall,
keine wirklich durchschlagenden Erfol-
ge zu verzeichnen. Nach vollständiger
Auswertung der Berufsberatungsstatis-
tik der Agentur für Arbeit zeigt sich fol-
gendes Bild: 

Im Dezember 2004 suchten offiziell
33.331 Jugendliche noch einen Ausbil-
dungsplatz. Insgesamt hat sich die Lage
seit September etwas verbessert.Von ei-
nem besonders erfolgreichen Verlauf der
Nachvermittlung kann also überhaupt
keine Rede sein.

Es wurden deutlich weniger Ausbil-
dungsverträge als erwartet abgeschlos-
sen und auch die Einstiegsqualifikatio-
nen erwiesen sich als ein wenig erfolg-
reiches Instrument. Offenbar haben es
viele Jugendliche vorgezogen, entweder
schulische Angebote anzunehmen, oder
auf eine Lehrstelle im Jahr 2005 zu war-
ten.

Es ist schon erstaunlich, wie die Ar-
beitgeberverbände und die Bundesre-
gierung, attestiert von der Bundesagen-
tur für Arbeit, sich ihre Ausbildungs-
welt zurecht zimmern. Mit der Wirk-
lichkeit hat dies wenig zu tun.

Es bleibt für die Pakt-Partner als klei-
nes Trostpflaster, dass es wenigstens ei-
nen kleinen Aufwuchs bei den neu ab-
geschlossenen Ausbildungsverträgen
gab. Das Ziel, zweistellig zuzulegen, ist
allerdings nachhaltig gescheitert.

Seinen eigentlichen Zweck hat der
Ausbildungspakt aber längst erfüllt.
Neue Lehrstellen einzuwerben war
nicht der eigentliche Zweck, sondern
das Mittel. Das eigentliche Ziel war, die
Einführung einer Umlagefinanzierung
in letzter Minute zu verhindern. Das ist
gelungen. Darüber können die Arbeit-
geberverbände jubeln. Aber die Proble-
me bleiben.
Frankfurt/M., Januar 2005 (kh)  
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In der PDS wird auch wie
in anderen Parteien über ei-

nen neuen Verbotsantrag ge-
gen die NPD diskutiert. Dass ein

Verbot aussichtslos ist, solange die
Innenminister haufenweise Spitzel in
der NPD haben,haben ja die Richter des
Bundesverfassungsgericht erklärt.Wa-
rum werden diese Spitzel nicht abge-
zogen,zumal sie mehr der NPD genutzt
haben als dem Staatsschutz?

Unverständlich ist auch, warum sich
die PDS nicht auf ihren alten Gesetz-
entwurf bezieht,der eine Änderung des
Strafgesetzbuches mit einem § 86b Ver-
herrlichung verbotener nationalsozia-
listischer Organisationen“ vorsieht. In
der Drucksache 14/3309 hieß es u.a.

„Rechtsextremistische Parteien wie
die NPD sind in letzter Zeit verstärkt
dazu übergegangen, auf ihren Aufmär-
schen, in ihren Publikationen und auf
andere Weise verbotene nationalsozia-
listische Organisationen zu verherr-
lichen. Beispielhaft dafür ist die Parole
,Ruhm und Ehre der Waffen-SS‘, die
insbesondere seitens der NPD bei ihren
Aufmärschen regelmäßig skandiert
wird.Trotz großer Empörung in der Öf-
fentlichkeit über diese Verherrlichung
der Waffen-SS stellen die Staatsan-
waltschaften die Ermittlungsverfahren
gegen die Verbreitung solcher Parolen
immer wieder ein oder weisen schon die
Anzeigen als unbegründet ab.

Offensichtlich besteht hier im Straf-
gesetzbuch eine Regelungslücke,die ge-
schlossen werden muss, um den demo-
kratischen Rechtsstaat und den politi-
schen Frieden in diesem Land zu schüt-
zen. Der Anschein, Versuche einer
Wiederbelebung verbotener national-
sozialistischer Organisationen würden
in diesem Land geduldet, darf nicht
entstehen.

Zur Begründung für die gegenwärtig
praktizierte Nichtverfolgung von Paro-
len wie der oben genannten wird von
den Staatsanwaltschaften vorgebracht,
dass die Verbreitung von Parolen wie
,Ruhm und Ehre der Waffen-SS‘ durch
die bestehenden Bestimmungen des
Strafgesetzbuches, insbesondere durch
die §§ 86, 86a und 130 StGB, nicht ge-
ahndet wird.

So hat die Kölner Staatsanwaltschaft
auf die Anzeige eines PDS-Ratsherrn
gegen den verantwortlichen Leiter einer
NPD-Demonstration in der Domstadt
wegen Verwendens der oben genannten
Parole am 24. September 1999 befun-
den, dass ,ein Verstoß gegen die §§ 86,
86a StGB nicht vor(liege).‘ § 86 ist nicht
betroffen, da … mündliche Äußerungen
naturgemäß nicht unter Schriften im
Sinne dieser Vorschrift fallen. Aber auch
gegen § 86a StGB wurde nicht versto-
ßen, da die Worte ,Ruhm und Ehre der
Waffen-SS‘ nicht während des Dritten
Reiches als Parole mit spezifisch natio-

nalsozialistischer Bedeutung ge-
braucht wurden und somit kein Kenn-
zeichen i. S. d. §86a StGB vorliegt.“

Nach dem Verbot der NPD befragt, er-
klärte Lothar Bisky am 3. Februar im
DeutschlandRadio Berlin:
„Es ist nicht sozusagen das Allheilmit-
tel und es ist eigentlich auch eher schon
Verzweiflung. Natürlich, wenn das
noch einmal so passiert wie beim letz-
ten Mal und wenn jetzt nicht klar ge-
sagt werden kann, dass die V-Männer
vom Verfassungsschutz dort abgezogen
sind oder so,dann blamiert man sich er-
neut. Aber meine Hintergrunderfah-
rung, ich nehme die DDR ja nicht
schwarz-weiß, aber meine Erfahrung
ist auch, 40 Jahre Verbot jeglicher fa-
schistischer Propaganda haben auch
nicht den dauerhaften Erfolg gebracht
… Das wird wahrscheinlich auch nie-
mand annehmen, das muss sehr sorg-
fältig geprüft werden, und wenn man
denn vermutet, dass da wieder ein paar
Leute bei den Rechtsextremen sind, die
da nicht hingehören, sondern irgend-
was auskundschaften wollen oder
irgendwelche Funktionen dort gar ha-
ben, obwohl sie auf der anderen Seite
vermeintlich sind, dann sollte man das
lassen. Das wäre eine internationale
Blamage sondergleichen.“

Am 4.Februar 2005 berieten die rechts-
und innenpolitischen Sprecherinnen
und Sprecher der PDS im Bundestag,
in den Landtagen und des PDS-Vor-
standes über rechtsextremistische Ent-
wicklungen. Sie verabschiedeten die
folgende „Berliner Erklärung“: 
1.Der zunehmende Rechtsextremismus
schürt neue Ängste. Sie bestehen zu
Recht. Rechtsextremismus in Deutsch-
land ist wieder ein Thema, in den Me-
dien, in Parlamenten, im In- und Aus-
land. Aber er kommt weder von unge-
fähr, noch überraschend. Viele Ent-
wicklungen zeichnen sich seit längerem
ab. Sie entspringen rechtsextremisti-
schen Strategien …

Der Rechtsextremismus hat eine neue
Qualität gewonnen. Das ist zugleich
eine Herausforderung für alle Demo-
kratinnen und Demokraten, die der
Antifaschismus als Lebenslehre aus der
deutschen Geschichte verbindet.

Rechter Alltagskultur muss kontinu-
ierliches, zivilgesellschaftliches Han-
deln entgegengesetzt werden. Deshalb
appellieren wir an alle,die gemeinsame
Verantwortung wahr- und anzuneh-
men, grundsätzlich und konkret.
2. Die aktuellen Debatten drehen sich
auf Bundesebene fast ausnahmslos um
ein Verbot der NPD. Das halten wir für
falsch.Vielmehr brauchen wir die poli-
tische und gesellschaftliche Debatte
über die Ideologie und das praktische
Agieren der Rechtsextremen.

Das Verbot einer Partei muss hieb- und
stichfest sein. Es muss sich auf Taten,
nicht nur auf Meinungen stützen … Ein
fragwürdiges Verbotsurteil des Bun-
desverfassungsgerichtes würde neue Be-
gehrlichkeiten schüren. Es könnte die
hohen Hürden, die das Grundgesetz
setzt, einreißen und Rechtsmissbrauch
fördern. Dagegen sind wir. Ein neues
Verbotsverfahren gegen die NPD birgt
nicht nur rechtliche Gefahren, sondern
auch politische, und die sind größer. Im
gefährlichen Spektrum des Rechtsex-
tremismus ist die NPD nur ein Mosaik-
stein.

Die NPD ist ein gefährlicher Bezugs-
punkt rechtsextremistischer Bestre-
bungen. Die Erfahrung lehrt: Die bis-
herigen Verbote rechtsextremistischer
Organisationen haben keinen Rück-
gang rechtsextremistischer Aktivitäten
bewirkt. Sie führten lediglich zu neuen
Organisationsformen.

Hinzu kommt: Die Hindernisse, die
das Bundesverfassungsgericht beim er-
sten NPD-Verbots-Verfahren geltend
gemacht hat, sind nicht ausgeräumt.
Bundesinnenminister Schily und die
Länder blieben bei ihrer zweifelhaften
V-Mann-Praxis.

Das stärkt die NPD, vor Gericht und
im Alltag, denn V-Leute sind vom Staat
gekaufte Informanten und bezahlte Tä-
ter zugleich.Diese Praxis lehnen wir ab.
3. Unsere Thesen sind: 
• Gegen Rechtsextremismus hilft Zivil-
courage im Alltag.Die Politik muss ent-
sprechende Initiativen fördern.Sie darf
sie nicht finanziell beschneiden.
• Gegen Rechtsextremismus hilft kon-
tinuierliche, vor allem kommunale Ar-
beit. Die Politik muss alltäglich wirken.
Sie darf sich nicht in Events bescheiden.
• Gegen Rechtsextremismus hilft Mit-
bestimmung.Die Politik muss mehr De-
mokratie fördern. Sie darf Bürgerrech-
te nicht kappen.
• Gegen Rechtsextremismus hilft gute
Bildung. Die Politik muss Wissen und
Ethik fördern. Sie darf sie nicht über
Gebühren zuteilen.
• Gegen Rechtsextremismus hilft sozi-
ale Gerechtigkeit. Die Politik muss sie
wollen.Sie darf nicht verlängerter Bör-
senarm sein.
• Gegen Rechtsextremismus hilft kul-
turelle Vielfalt. Die Politik muss sie för-
dern. Sie darf die unsinnige deutsche
„Leitkultur“ nicht hofieren.

Wir sind gegen Aktionismus, gegen
kurzschlüssige Einschränkungen des
Versammlungsrechts und Verbotsver-
fahren.

4.Am 8.Mai 1945 ein historisches Da-
tum, ein Tag der Befreiung vom Krieg
und vom Faschismus.Deshalb rufen wir
dazu auf, den 60. Jahrestag der Befrei-
ung überall positiv zu würdigen: Für
Frieden, für Toleranz; in Deutschland
und in Europa. Zusammenstellung:jöd
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Von Holger Politt

Den folgenden Artikel entnahmen wir
der Zeitschrift Polen und wir. Holger
Politt beschäftigt sich darin mit den
Hintergründen der Festlegung der
Grenzen Polens nach dem Zweiten Welt-
krieg. Für Leser scheint uns dieser Ar-
tikel interessant, weil sich auf der
Grundlage der darin geschilderten Fak-
ten die Unterschiede zwischen Polen
und der Tschechoslowakei in Bezug auf
die Nachkriegsereignisse besser beur-
teilen lassen. Darüber hinaus wird ein-
mal mehr deutlich, wie unangemessen
die Subsumierung verschiedenster Ge-
schehnisse im Konzept des BdV-Pro-
jektes „Zentrum gegen Vertreibungen“
ist. – Für die kommende Ausgabe pla-
nen wir einen weiteren Artikel zur pol-
nischen und ukrainischen Geschichte
nach dem Ersten Weltkrieg. rül

Als vor gut zwei Jahren eine erste Wel-
le der Geschichtsvergessenheit in Form
der unsäglichen Diskussion um die Be-
neš-Dekrete Tschechien und abge-
schwächt die Slowakei traf, gab es zwar
in den polnischen Medien vereinzelte
warnende Stimmen, doch da die Regie-
rung schnell Entwarnung gab, verhall-
ten sie weitgehend ungehört. Offiziell
nämlich meinte Warschau,die Polen be-
treffende rechtliche Lage sei eine gänz-
lich andere.Alle die ehemalige deutsche
Bevölkerung jenseits von Oder und Nei-
ße betreffenden Maßnahmen folgten le-
diglich den Beschlüssen und Erlassen
der Siegermächte, so dass es im polni-
schen Fall keinen an Beneš gemahnen-
den Fall gebe. Erst nach diesen Be-
schlüssen wurden von polnischer Seite
die entsprechenden Maßnahmen ergrif-
fen. Wer Wiedergutmachung oder ähn-
liches fordere, müsse sich an die dama-
ligen Siegermächte wenden. Und wei-
ter: Diese Fragen gehörten der Vergan-
genheit an, sind folglich in der Obhut
der Historiker gut aufgehoben und soll-
ten das deutsch-polnische Verhältnis so
kurz vor Polens Beitritt zur EU nicht be-
lasten oder gar vergiften.

Tatsächlich schien es lange Zeit,als sei
nach diesem strikten Hinweis diese die
gegenseitigen Beziehungen belastende
Frage vom Tisch. Zwar moserten die zu-
ständigen „Landsmannschaften“ wei-
ter herum, doch von offizieller bundes-
deutscher Stelle wurde regelmäßig Ent-
warnung gegeben. Die deutsch-polni-
schen Beziehungen seien so gut wie noch
nie in den zurückliegenden 200 Jahren.
Keiner solle doch den Deutschen unter-
stellen, ihnen sei an einer Revision der

Ergebnisse des Zweiten Weltkriegs ge-
legen. Die Sehnsucht nach der und die
Beschäftigung mit der alten Heimat in-
des könne nicht untersagt oder einge-
schränkt werden. Im Gegenteil: Dieser
Teil der Traditionspflege sei zu einem
festen und wertvollen Bestandteil der
deutsch-polnischen Verständigung ge-
worden.

Ganz in diesem feinen Sinne trat Eri-
ka Steinbach im September 2003 in
Warschau mit dem unschuldigen Argu-
ment vor das Publikum,wonach sich vor
allem die „Vertriebenverbände“ in
Deutschland intensiv mit Fragen der
jüngsten Geschichte im mitteleuropäi-
schen Raum befassen und dabei selbst-
verständlich auch polnisches Leid – das
der „Vertreibung“ von Ost nach West –
nicht aussparen würden.Wer sonst noch
in Deutschland, so ihre rhetorische Fra-
ge, würde sich für dieses Leid interes-
sieren? Was harmlos aussieht und bei-
läufig hingeworfen scheint, ist bei nä-
herem Hinsehen kreuzgefährlich und
wohl überlegt.

Das Schicksal, welches Millionen
Bürger Polens nach Beendigung der
Kampfhandlungen des Zweiten Welt-
kriegs oftmals mehrere Hundert Kilo-
meter nach Westen verschlug,wird ohne
historische Einordnung dem Schicksal
der „Heimatvertriebene“ genannten
Deutschen an die Seite gestellt.Auch sie
seien doch im Grunde vor allem Vertrie-
bene, die ihrer Heimat verlustig gegan-
gen sind. Im Unterschied zu den Tsche-
chen kennen die Polen also das „Leid

der Vertreibung“ aus eigener Erfahrung.
Folglich läge der nächste Schritt nahe,
gemeinsam und ganz im europäischen
Sinne der Sache zu gedenken.

•
Zunächst und vor aller Erörterung soll-
te die Tatsache hervorgehoben werden,
dass alle territorialen Veränderungen,
die Polen am Ausgang des Zweiten Welt-
kriegs betrafen, eine direkte Folge des
Überfalls Hitlerdeutschlands auf Polen
gewesen sind. Der Ausbruch des Zwei-
ten Weltkriegs – und kein anderes his-
torisches Ereignis – stellte die polnische
und darüber hinaus europäische Öf-
fentlichkeit vor die entscheidende Fra-
ge, was nach einem Kriegsende aus der
damaligen deutsch-polnischen Grenze
werden solle.Ohne die interessante,weil
wechselvolle und in den konkreten
Kriegsverlauf eingebettete polnische
Auseinandersetzung um die zukünftige
Grenzziehung an dieser Stelle auch nur
annähernd vollständig nachzeichnen zu
können,sollen dennoch weitgehend ver-
gessene Zusammenhänge in Erinne-
rung gerufen werden. Den Historikern
sind diese Tatsachen selbstverständlich
bekannt, doch in ihrem Meinungsbild
begnügen sich die meisten Deutschen
letztlich mit der Auffassung, neben
Tschechen hätten vor allem die Polen –
den Ausgang des Zweiten Weltkriegs
ausnutzend – den Deutschen Territorien
in Größenordnungen weggenommen.

Bereits kurze Zeit nach Kriegsaus-
bruch positionierte sich die polnische
Regierung (später die Londoner Exilre-

Deutsche Geschichtsvergessenheit

Unverantwortliches Spiel mit dem Feuer

1939: Überfall Nazideutschlands auf Polen. „Wir fahren nach Polen, um Juden zu versoh-
len“ steht auf dem Waggon. 
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gierung) mit der verständlichen Forde-
rung, die bisherige Grenzziehung zu
Deutschland bei einer möglichen Nach-
kriegsregelung zu Gunsten Polens zu
überdenken. Das betraf vor allem die
Zukunft Ostpreußens und des Oppelner
Gebietes. Damit wurden die Ergebnisse
der durch den Völkerbund 1920 durch-
geführten Volksbefragungen über die
territoriale Zugehörigkeit der betref-
fenden Gebiete, die Polen bis zum
Kriegsbeginn im September 1939 ohne
Einschränkungen akzeptiert hatte, in
Frage gestellt. Natürlich spielte diese
Position in den internationalen Bezie-
hungen in den ersten Kriegsjahren noch
eine untergeordnete Rolle. Erst als mit
den Siegen der Armeen der Anti-Hitler-
Koalition tatsächlich eine Nachkriegs-
ordnung in Mitteleuropa in greifbare
Nähe rückte, gewann das Thema auch
international an Brisanz.

Die Haltung der polnischen Exilre-
gierung in London und des durch sie ge-
leiteten Widerstands in Polen war rela-
tiv eindeutig: Die territorialen Zuge-
winne im Norden und Westen gegenüber
Deutschland – begründet allein aus Si-
cherheitsinteressen – sollten nichts än-
dern am Grenzverlauf im Osten, wie er
vor allem im Vertrag von Riga zwischen
Polen und Sowjetrussland 1921 festge-
legt wurde. Damals einigten sich beide
Seiten unter der Last des Faktischen auf
einen heiklen Grenzverlauf. Das nach
den Jahrzehnten der Dreiteilung
wiedererstandene Polen reichte zwar
räumlich und beinahe im Anklang an
die einstige Adelsrepublik weit in Ge-
biete hinein, in denen mehrheitlich
Ukrainer und Belorussen siedelten. Al-
lein die wenigen größeren Städte waren
mehrheitlich polnisch und jüdisch be-
wohnt. Doch zu der beabsichtigten und
gegen Russland ausgerichteten Födera-
tion mit der Ukraine, Belorussland und
Litauen kam es nicht. Das Land grenz-
te im Osten unmittelbar an die künfti-
ge Sowjetunion, zu deren Gründungs-
mitgliedern die Sowjetrepubliken
Ukraine und Belorussland gehörten.
Über die komplizierte und schwer zu
beherrschende Nationalitätenfrage war
das neue Polen auf eine nicht gewollte
Weise mit dem territorial übermächti-
gen Nachbarn verbunden.

Ein besonders problematisches Kapi-
tel stellt die Einverleibung von Wilno,li-
tauisch Vilnius, in den polnischen
Staatskörper dar. Im Verhältnis zu Li-
tauen nämlich konnte Polen sich eine
Politik der Stärke erlauben.Aus der Tat-
sache heraus, dass Wilno eine polnische
Bevölkerungsmehrheit hatte,wurde der
Anspruch auf Zugehörigkeit zum Mut-
terland erhoben. Eine schwere Hypo-
thek indes für den Stolz der Litauer, die
ohne die historische Hauptstadt sich in
der politischen Unabhängigkeit ein-
richten mussten.Viele Jahre später hat
der selbst aus Litauen stammende pol-
nische Literaturnobelpreisträger Czes-

law Milosz die Haltung Polens in der
Frage der litauischen Hauptstadt als ei-
nen der größten Fehler in der Außenpo-
litik Polens zwischen den beiden Welt-
kriegen bezeichnet. Denn in den Augen
der meisten damaligen polnischen Poli-
tiker hatte wenigstens diese für die Er-
innerung an die einstige Größe der
Rzeczpospolita so wichtige Stadt in den
Bestand des neuen Staates aufzugehen.
Entscheidend war hier die Befürchtung,
dass ansonsten Russland sich der Stadt
und damit Litauens bemächtige. Die
Frage der Unabhängigkeit Litauens
nahm hier eine untergeordnete Rolle
ein. Der junge polnische Staat spielte in
dieser Frage das Recht des Stärkeren
aus und begab sich damit freiwillig auf
ein Feld, auf dem später alles verloren
wurde. Die instrumentale Nutzung der
Minderheitenfrage war zudem Wasser
auf die Mühlen der dem unabhängigen
Polen nicht wohlgesonnenen Propagan-
da aus Deutschland und aus der So-
wjetunion.

Ein einziger bürgerlicher politischer
Kopf – Roman Dmowski – versuchte sei-
ne Landsleute eindringlich zu warnen:
Das übertriebene politische Engage-
ment im Osten führe zur Schwächung
der Position gegenüber dem Westen,also
gegenüber Deutschland. Wenn Polen
Gefahr drohe,dann aus dieser Richtung.
Die Phobie gegenüber dem russischen
Osten sei durch nichts begründet und
komme Polen teuer zu stehen. Denn in
Zeiten der Herrschaft von starken Na-
tionalstaaten müsse auch Polen Ab-
schied nehmen vom Gedanken eines
Vielvölkerstaates. Der beste Schutz ge-
genüber dem starken Deutschland wäre
ein Polen mit weitgehend geschlosse-
nem Siedlungsgebiet. Dmowski konnte
sich in der auch innenpolitisch um-

kämpften Zeit zwischen 1918 und 1921
nicht durchsetzen. Das Zepter führte
Józef Pilsudski,den missionarischer Ei-
fer in die Räume des europäischen Os-
ten zog. Der ihm zugeschriebene Anteil
am Sieg der polnischen Truppen über
die im Sommer 1920 bereits an der
Weichsel stehende Rote Armee – das
„Wunder an der Weichsel“ – markierte
die Richtung: in den Osten, in die Ge-
biete der einstigen Rzeczpospolita, also
in die Vergangenheit. Der 1921 im Ver-
trag von Riga abgesegnete Grenzverlauf
sicherte Polen tatsächlich große Territo-
rien hinter dem Bug und konfrontierte
das Land sogleich mit handfesten Min-
derheitenproblemen, die es in der ge-
samten Zeit bis 1939 nicht in den Griff
bekam. Die Warnung Dmowskis erfüll-
te sich, denn das Engagement im Osten,
der Glaube, dort zivilisatorische Mis-
sion zu erfüllen (Bollwerk des Christen-
tums, Bollwerk des Abendlandes, Boll-
werk der westlichen Zivilisation), räch-
ten sich in der zunehmenden Schwäche
gegenüber dem nach Revision der Ver-
sailler Verträge lechzenden westlichen
Nachbarn. Zur Tragik des politischen
Kopfes Dmowski freilich gehört,dass er
als einer der besten „Realpolitiker“ zu-
gleich sich unentrinnbar in die Fallstri-
cke des zeitgenössischen Antisemi-
tismus verfing, der auch im damaligen
Polen hoch im Schwange stand.

•
Das für Polen schreckliche Ende ist be-
kannt: Nur zwei Wochen nach dem
Überfall Hitlerdeutschlands auf Polen
bemächtigte sich die Sowjetunion der
polnischen Gebiete östlich des Bugs und
revidierte so kurzerhand das Rigaer Ver-
tragswerk. Im Einvernehmen mit
Deutschland wurde das Ende von „Ver-
sailles-Polen“ verkündet – für viele Po-

Die Konferenz in Potsdam 1945 (von links nach rechts: Churchill, Truman, Stalin) beschließt
die Demilitarisierung, Denazifizierung und Demokratisierung Deutschlands. Die Anti-Hitler-
Koalition beschließt, dass die Gebiete östlich von Oder und Neiße unter polnische bzw. so-
wjetische Verwaltung gestellt und die Deutschen aus Polen, Ungarn und der Tschechoslo-
wakei umgesiedelt werden.
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len bis heute die vierte Teilung.Über den
heldenhaften Widerstand der polni-
schen Bevölkerung zu berichten, hieße
hier Eulen nach Athen tragen. Doch zu-
nehmend gelangen Differenzierungen
in das Bewusstsein der Öffentlichkeit,
die unmittelbar aus der Zeit bis 1939
herrühren. Etwa wenn im heutigen pol-
nisch-ukrainischen Verhältnis Ge-
schehnisse aus dem Jahre 1943 eine gro-
ße Rolle spielen, bei denen Zehntausen-
de Polen in Wolynien durch die Hand
ukrainischer Nationalisten ermordet
wurden. Wenn man so will, ein lokaler
Bürgerkrieg grausamster Art im Schat-
ten des großen Krieges. Die Gescheh-
nisse, die auf Gebieten stattfanden, die
bis 1939 zu Polen gehörten, gemahnen
tatsächlich in mancher Hinsicht an die
Tragödie Jugoslawiens. Dazu gehört
auch, dass in diesem Fall als Lösung auf
eine weitgehende Entflechtung der ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen
orientiert wurde. Dabei spielten zwei
Faktoren eine entscheidende Rolle.

Bedingt durch den Siegeszug der Ro-
ten Armee und durch die herausragen-
de Bedeutung der Ostfront für den
Kampf der Alliierten setzten sich in den
Jahren 1944 und 1945 allmählich sämt-
liche sowjetische Vorstellungen über die
Neuordnung des Raumes jenseits von
Weichsel und Bug durch. In der Konse-
quenz aber mussten die Alliierten Stel-
lung beziehen zu der 1939 bei Kriegs-
ausbruch aufgeworfenen Frage über die
künftige Grenzziehung zwischen
Deutschland und Polen. Für Stalin war
die Sache schnell klar. Die westlichen
Mächte hatten Schwierigkeiten anderer
Art: Ihr Verbündeter – die polnische
Exilregierung in London und der mit ihr
verbundene Widerstand – sträubten sich
bis zuletzt gegen eine Stalinsche Lö-
sung. Sie wollten begrenzte territoriale
Zugewinne im Norden (Ostpreußen)
und im Westen (Oppelner Gebiet, ver-
breiterter Zugang zur Ostsee, Danzig)
bei möglicher Beibehaltung der im Sep-
tember 1939 bestehenden Ostgrenze.
Selbst Wilno (Vilnius) sollte polnisch
bleiben. Große Teile des Widerstands
wurden diesem Ziel untergeordnet.Auf-
stände in Wilno und Warschau sollten
vor Eintreffen der Roten Armee voll-
endete Tatsachen schaffen. In Wilno
scheiterten die Aufstandsplanungen,
was die Stadt rettete, in Warschau indes
kam es im August 1944 zum größten
Aufstand einer Stadtbevölkerung gegen
die deutschen Okkupanten. Im Ergeb-
nis verloren über 180.000 Warschauer
ihr Leben. Nach der Ausrottung der
Warschauer Juden der zweite große
Aderlass der Stadt. Im heldenhaften
Kampf gegen die deutschen Okkupan-
ten vor Ort opferten sich die zumeist
jungen Menschen todesmutig einem
strategischen Ziel, welches bereits in
diesen Sommertagen seinen Sinn verlo-
ren hatte. Nach der vollständigen
Niederschlagung des Aufstands durch

die deutsche Wehrmacht war der Weg
frei für eine einvernehmliche Lösung
zwischen den Siegermächten der Anti-
Hitler-Koalition bezüglich aller territo-
rialer Fragen im Raum östlich von Oder
und Lausitzer Neiße. Die polnische
Exilregierung hatte auf zutiefst tragi-
sche Weise ihre letzte vermeintliche
Trumpfkarte verloren. Polens Ostgren-
ze wurde im Einverständnis aller Anti-
Hitler-Mächte endgültig 200 bis 300 Ki-
lometer nach Westen verschoben.

Im Unterschied zur Umsiedlung der
deutschen Bevölkerung aus den frag-
lichen Gebieten geschah die Umsied-
lung der polnischen Bevölkerung aus je-
nen Gebieten, die nunmehr sowjetisch
wurden, auf freiwilliger Basis. Es galt
zu wählen: Entweder Bürger der So-
wjetunion werden/bleiben und dablei-
ben, oder Bürger Polens bleiben und
nach Westen gehen. Die überwiegende
Mehrzahl der Polen nahm das bittere
Los der Umsiedlung auf sich, eine klei-
ne Minderheit – insbesondere in Litau-
en – blieb. Litauer, Belorussen und
Ukrainer, die bis 1939 Bürger Polens
waren, wurden/blieben Sowjetbürger.
Und so kam es,dass Breslau als Wroclaw
1945 zu einer eigentlich ostpolnischen
Stadt wurde, denn hier vor allem sie-
delten sich jene Menschen an, die in
Lwów (jetzt Ukraine) bisher ihr Zu-
hause hatten. Bis heute halten die Bür-
ger Wroclaws die Erinnerung an diese
Herkunft in hohen Ehren. Ein Grund,
aus der Sicht deutscher „Landsmann-
schaften“ hier Gleiches zu vermuten?
Eingedenk der dramatischen und über-
aus komplizierten geschichtlichen
Hintergründe – die hier nur in sehr ver-
kürzter Form angerissen werden konn-
ten – verbietet sich ein Ja. Da wird Un-
vergleichliches aus den Zusammenhän-
gen herausgerissen und unvermittelt
nebeneinandergestellt. In der Kunst
leistet ein solches Verfahren gute Dien-
ste, in der politischen Debatte jedoch
wird damit Unheil angerichtet. Hinter
der Fassade von Empathie für „fremde“
Opfer wird gezündelt. Würde ein Kind
die Tür der Geschichte dieser Zeit einen
Spaltbreit aufmachen, es bekäme Ent-
setzliches zu sehen und schlüge die Tür
sogleich zu. Nichts anderes haben die
europäischen Völker 1945 getan – poli-
tisch! Es war nicht der schlechteste Weg.
Er gab den Deutschen die Chance, sich
wiederzufinden. Er räumte den Polen
die Möglichkeit ein, in sicheren und un-
antastbaren Grenzen mit den deutschen
Nachbarn zusammenzuleben. Das
wichtigste Faustpfand für Europas Zu-
kunft.

Polens offizielle Haltung ist dement-
sprechend eindeutig und im Lande we-
nig umstritten. Jenseits aller möglichen
Diskussionen um gewesene Grenzver-
läufe ist erstens auszugehen von der be-
dingungslosen Kapitulation Deutsch-
lands am 8. Mai 1945. Später Bedin-
gungen gegenüber den Nachbarn nach-

zuschieben widerspricht dem Attribut
der Kapitulation. Zweitens wurde die
Umsiedlung der deutschen Bevölke-
rung aus den Gebieten östlich von Oder
und Neiße erst nach den Beschlüssen
von Potsdam durch polnische Behörden
organisiert. Daher könne nicht von Ver-
treibung geredet werden. Dieses Wort
könne nicht auf die durch Beschlüsse
der Siegermächte des Zweiten Welt-
kriegs zurückgehenden Maßnahmen
angewendet werden. Drittens werde
nach den Bürgerkriegsereignissen in Ju-
goslawien verstärkt das Argument der
Menschenrechte gebraucht. Die in Fra-
ge stehenden Regelungen waren ein
Kind des Zweiten Weltkriegs und atme-
ten den Geist der damaligen Zeit. Da
auch die Menschenrechte kein stati-
sches, sondern ein sich ständig weiter-
entwickelndes System von Rechts-
grundsätzen sind, könne der heute er-
reichte (zeitgemäßere) Stand nicht ohne
weiteres rückwirkend auf die damalige
Situation bezogen werden.

Ein interessanter Vorschlag, der im
Zusammenhang mit den Plänen für ein
(Berliner) „Zentrum gegen Vertreibun-
gen“ in Polen diskutiert wurde, besteht
darin, in Lódz ein europäisches Zen-
trum für Versöhnung, Zusammenarbeit
und Erinnerung zu errichten. In der
Stadt überlebten von den einst 250.000
Menschen jüdischer Herkunft die aller-
wenigsten die Schrecken der Okkupa-
tion. Damit wurde eine der drei großen
Kulturen dieser außergewöhnlichen
Stadt nahezu ausgelöscht. Die anderen
beiden haben trotz unterschiedlichster
Verluste überlebt – die polnische in
Lódz, die deutsche – soweit sie nicht in
Stein gehauen ist – jenseits von Oder
und Neiße.

Aus: Polen und wir, Zeitschrift für
deutsch-polnische Verständigung Nr.
1/05. Der Vorspann des Artikels wurde
durch einen eigenen Vorspann ersetzt.
(Für die Politischen Berichte entnom-
men aus den Deutsch-Tschechischen
Nachrichten Nr.63 vom 14.Januar 2005)

Polens linke Parteien
vor einem schwierigen
Wahljahr
Von Holger Politt

Polens politische Linke durchlebt vor
dem wichtigen Wahljahr 2005 ihre tief-
ste politische Krise. Umfragen zufolge
kämen die linken politischen Kräfte zu-
sammen derzeit auf Werte zwischen 15
und 20%. Diese Werte würden bei den
wahrscheinlich im Juni anstehenden
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Parlamentswahlen immerhin noch eine
anständige Oppositionsrolle möglich
machen. Doch die politische Linke ist
seit einiger Zeit auch organisatorisch
getrennt und gespalten. Wenn es
schlecht läuft, könnten bei den kom-
menden Parlamentswahlen eine ge-
trennt marschierende Linke Opfer der
obligatorischen 5%-Hürde (für Wahl-
bündnisse gar 8%) werden. Hinzu
kommt eine weitere Tatsache: Während
die anderen politischen Lager vor dem
schwierigen Jahr 2005 – neben den be-
reits erwähnten Parlamentswahlen fin-
den im Herbst Präsidentschaftswahlen
statt – mit relativ festen Konturen den
Dialog mit den Wählern bereits aufge-
nommen haben, befindet sich die Lin-
ke in einem merkwürdigen Zustand der
Auflösung, der Neuorientierung und
des Neuanfangs.Obwohl die parlamen-
tarische Mehrheit noch immer gesichert
ist, hat die Bevölkerung in großen Tei-
len bereits den wohl bevorstehenden
politischen Machtwechsel vorwegge-
nommen. Keine andere politische und
gesellschaftliche Institution hat ein
derartig schlechtes Meinungsbild wie
das polnische Parlament – der Sejm.

Außerdem erwartet die Linke in Jah-
resfrist eine weitere neue Situation.Der
aus den Reihen der Sozialdemokratie
hervorgegangene jetzige Präsident
Aleksander Kwasniewski beendet 2005
seine zehnjährige Amtszeit.Auch wenn
er innerhalb dieser Amtszeit zusehends
zu einem Präsidenten der „Mitte“ ge-
worden ist oder werden musste, so war
kaum zu übersehen, dass er stets und
betont Rücksicht auf die politische Lin-
ke nehmen musste. Die Chancen für ei-
nen weiteren Präsidenten mit linker po-
litischer Herkunft sind so groß nicht.

Auch deshalb dürfte zu den span-
nendsten politischen Fragen des kom-
menden Jahres gehören, in welcher Ver-
fassung die polnische Linke zu den Par-
lamentswahlen antritt.Wird es eine ge-
meinsame Liste geben? In einigen Lan-
desteilen (und auch im Senat) haben
sich Initiativen des Zusammengehens
entwickelt – „Lewica razem“ (Die Lin-
ke zusammen). Insbesondere dort
schwört man durchaus noch kräftig auf
die Einheit der Linken – die freilich ein
jedes Mal anders definiert wird.

In Warschau haben sich mittlerweile
zwei unterschiedliche Konzeptionen
als ernsthafte Angebote herausgebil-
det. In beiden geht es um möglichst
breite Bündnisse mehrerer Parteien
oder Organisationen. Insofern also im
gewissen Sinne eine Rückkehr zu den
Wurzeln der SLD, die bis 1999 ein
Bündnis von Parteien und Organisatio-
nen war.

Die erste Konzeption wird wesentlich
getragen durch namhafte Vertreter der
SLD, die einen Zusammenschluss der
politischen Linken unter Schirmherr-
schaft Kwasniewskis anstreben. Dieser
hatte bereits im September 2004 seine

Bedingungen für eine solche Aufgabe
öffentlich genannt. In Kurzfassung wä-
ren das die rückhaltlose Akzeptanz des
jetzigen demokratischen und verfas-
sungsrechtlichen Systems, der Respekt
vor der wirtschaftlichen Rationalität
des Marktes und der Einsatz für ein
starkes Polen in der EU. In der SLD-
Führung jedenfalls könnte man sich ein
solches Bündnis gut vorstellen unter
Beteiligung der eigenen Partei,der SdPl
(Abspaltung von der SLD), der UP (bis
Mai 2004 Koalitionspartner der SLD),
der PPS und der Gewerkschaftszentra-
le OPZZ. Da die SdPl-Spitze ein Bünd-
nis mit der SLD unter gegenwärtigen
Vorzeichen mehrmals strikt ausge-
schlossen hat, die UP und die PPS an-
derweitig sich engagieren und einen
Ausweg suchen, die OPZZ nur man-
gelndes Interesse signalisiert hat,müss-
te der Präsident noch sehr viel Über-
zeugungsarbeit leisten, um Polens Lin-
ke unter dem Dach seiner Vorstellungen
zu einen. Als treuester Verbündeter er-
weist sich immerhin die SLD, deren
Auflösung er vor kurzem durchaus noch
für ratsam hielt.

Die zweite Konzeption nennt sich
„Unia Lewicy“ (UL) und wird durch
kleinere linke Parteien und zahlreiche
gesellschaftliche Organisationen getra-
gen. Im Dezember 2004 wurde eine
Grundsatzerklärung verabschiedet, in
der neoliberalen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsvorstellungen eine deutliche
Absage erteilt wird.Die UL bietet Platz
für alle jene linken politischen Kräfte,
die für eine soziale Alternative zur herr-
schenden neoliberalen Ausrichtung von
Wirtschaft und Gesellschaft sich ein-
setzen. Deutlicher kann man sich von
einem möglichen „Präsidentenlager“
und verschwommenen Vorstellungen
über eine einheitliche Linke augen-
blicklich nicht abgrenzen. Ihre Mitar-
beit in dem Zusammenschluss haben
die UP, die PPS, die Nowa Lewica, die
Centrolewica, Racja, die PPP, die DPL,
zahlreiche gesellschaftliche Organisa-
tionen und namhafte Einzelpersönlich-
keiten erklärt. Doch der UL läuft frei-
lich die Zeit weg, sobald an die kom-
menden Wahlen gedacht wird.Die enor-
men Differenzen zwischen den einzel-
nen Partnern sind kaum zu übersehen.
Während etwa die PPS als gemäßigte
sozialistische Partei sich begreift, ver-
steht die Nowa Lewica sich als eine
strikt antikapitalistische Kraft. Die
nächsten Monate werden zeigen,wie le-
bensfähig das Projekt ist.

Mit einem interessanten Vorschlag
überraschte indes der SLD-Abgeord-
nete Piotr Gadzinowski die linke Wäh-
lerschaft: Eine gemeinsame Liste der
Linken sollte sich zu je einem Drittel
zusammensetzen aus Kandidaten der
SLD, der SdPl und der UL. Die Wähler
hätten dann zu entscheiden, wer von
den linken Kräften in das künftige Par-
lament tatsächlich einzieht.

Politische Parteien, die sich der Linken

zurechnen 

SLD (Sojusz Lewicy Demokratycznej;
Demokratisches Linksbündnis): Seit
1999 eigenständige Partei, davor Wahl-
bündnis aus mehreren (teilweise wech-
selnden Parteien und Organisationen).
Bis Sommer 2003 mitgliedsstärkste
Partei in Polen (etwa 130.000 Partei-
mitglieder). Nach einer Überprüfung
der Mitglieder verlor die Partei Zehn-
tausende Mitglieder und gibt heute
eine Mitgliedsstärke von 70.000 an.Die
Parteiüberprüfung wird auch inner-
halb der Parteiführung als großer Feh-
ler des alten Parteivorsitzenden Leszek
Miller angesehen. Einer der vielen
Gründe, weshalb der bisherige Partei-
chef im März 2004 von seinem Amt zu-
rücktreten musste. Die SLD stellt im
Sejm auch nach Neugründung der SdPl
die mit Abstand größte Fraktion und ist
wichtigste Partei in der durch Marek
Belka zusammengestellten Regierung.
In neusten Umfragen meistens unter
10%. Mitglied der Sozialistischen
Internationale und der PES.

SdPl (Socjaldemokracja Polska; Pol-
nische Sozialdemokratie): Im März
2004 gegründet durch den aus der SLD
ausscheidenden prominenten Politiker
Marek Borowski. Weitere prominente
Gründungsmitglieder sind Andrzej
Cielinski (bis März 2004 Stellv.Vorsit-
zender SLD), Jolanta Banach (bis Fe-
bruar 2004 Stellv. Ministerin für Wirt-
schaft, Arbeit und Soziales), Izabella
Sierakowska (vormals SLD) und To-
masz Nalecz (vormals stellv.Vorsitzen-
der der UP). An der Regierung Belka
beteiligt. Programmatisch sind bisher
nur wenige Unterschiede zur SLD er-
kennbar. An vorderster Stelle stehen
Staatswohl,Sozialdemokratie und Eu-
ropa.In Umfragen derzeit unter 5% no-
tiert. Der Name drückt auch die Adres-
se im internationalen Geschäft aus: So-
zialistische Internationale und PES.

Unterzeichner der 

gemeinsamen Erklärung 

„Unia Lewica“ 

(UL, Union der Linken): 

UP (Unia Pracy; Union der Arbeit):
Kleine linke Partei, die trotz 3% der
Wählerstimmen dank eines Wahlbünd-
nisses mit der SLD in den Sejm und da-
mit zugleich in die Regierung gekom-
men ist. Ursprünglich aus dem linken
Flügel der „Solidarnosc“ entstanden.
Durch das Bündnis mit der SLD er-
brachte die Partei einen gewichtigen
Beitrag zur Überwindung der politi-
schen Spaltung der Gesellschaft in das
„Ethos“-Lager auf der einen und die
„Postkommunisten“ auf der anderen
Seite. Da die UP in den Augen einer
breiten Öffentlichkeit bisher als treuer
Partner der SLD wahrgenommen wird,
kann sie vom Abwärtstrend der SLD
nicht profitieren. An der Regierung
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Belka beteiligt. Die neue Parteivorsit-
zende,Izabela Jaruga-Nowacka,ist zu-
gleich stellvertretende Ministerpräsi-
dentin und Ministerin für Soziales. In
Umfragen liegt die UP meistens deut-
lich unter 5%. Die Jugendorganisation
der Partei vertritt in Teilen ausgespro-
chen alterglobalistische und regie-
rungskritische Positionen.Mitglied der
Sozialistischen Internationale und der
PES.

PPS (Polska Partia Socjalistyczna;
Polnische Sozialistische Partei): Ältes-
te politische Partei Polens. Die tradi-
tionsreiche Partei durchlebt z. Z. eine
schwere Identitätskrise, die z.T. durch
den vormaligen Vorsitzenden Piotr Iko-
nowicz heraufbeschworen wurde. Er
hatte versucht, aus der PPS in klarer
Opposition zur SLD eine erkennbar
antikapitalistische Partei zu machen
und nötigenfalls auf parlamentari-
schen Erfolg zu verzichten. Große Tei-
le der Parteibasis verweigerten sich
diesem Manöver. Nach wie vor leidet
die Partei daran, im linken Spektrum
nicht mehr als eigenständige politische
Kraft wahrgenommen zu werden. Die
aktuelle programmatische Losung lau-
tet „Arbeit-Frieden-Gerechtigkeit“. In
Umfragen kommt die Partei auf etwa
1% der Wählerstimmen. Bisher schafft
es die PPS nicht, aus der offenkundi-
gen Krise der SLD spürbaren Nutzen
zu ziehen. Vielen von der Regierungs-
politik enttäuschten Wählern erscheint
die Partei in ihrem jetzigen Zustand
nicht als Alternative. Die PPS hat u. a.
Interesse an einer Zusammenarbeit mit
der PDS signalisiert.

Nowa Lewica (Neue Linke): Kleine
Linkspartei mit ausgesprochen antika-
pitalistischem Profil. In der Öffentlich-
keit wesentlich mit der Person des Par-
teigründers und Vorsitzenden Piotr
Ikonowicz verbunden. Die Partei be-
müht sich um enge Kontakte zu den
neuen sozialen Bewegungen. Im Zu-
sammenhang mit dem EU-Beitritt Po-
lens engagiert die Partei sich derzeit
auf den Straßen des Landes für eine Pe-
tition an den Sejm, mit der die soziale
Grundsicherung zum Verfassungsrecht
erhoben werden soll. Die Nowa Lewi-
ca strebt eine enge Zusammenarbeit
mit Strukturen einer Europäischen
Antikapitalistischen Linken an. Eine
Zusammenarbeit mit der SLD wird
hingegen strikt ausgeschlossen. Bei
Umfragen ohne Notierungen.

Racja (Antiklerikale Fortschrittspar-
tei „Racja“ – etwa im Sinne von „Der
richtige Standpunkt“): Kleine Partei
mit ausgewählten, vor allem weltan-
schaulich relevanten politischen The-
men.Tritt für die strikte Trennung von
Staat und Kirche ein. In ihren Reihen
arbeiten auch zahlreiche Kirchenleute
mit. Tritt in der Öffentlichkeit vor al-
lem durch die Wochenzeitung „Fakty i
mity“ (Tatsachen und Mythen) in Er-
scheinung.Ohne strategisches Bündnis

mit anderen politischen Kräften kei-
nerlei Wahlchancen.

Centrolewica (Zentrumslinke): Klei-
ne Partei, die sich regierungskritisch
versteht. Abgelehnt wird insbesondere
die lange Zeit in der SLD favorisierte
einseitige Hinwendung in Richtung
Wirtschaftswachstum. Setzt sich für
Entbürokratisierung ein, wobei die
eingesparten Mittel insbesondere der
Konsolidierung der staatlichen Sozial-
programme zugeführt werden sollten.
Bei Umfragen ohne Notierungen.

DPL (Demokratyczna Partia Lewicy;
Demokratische Linkspartei): Kleine
Partei, die 2002 durch enttäuschte
SLD-Mitglieder aus regionalen Glie-
derungen gegründet wurde. Die DPL
tritt für Änderungen der Verfassung im
Sinne der Verpflichtung zum Prinzip
des Sozialstaats ein. Alle bisher im
Sejm vertretenen politischen Parteien
hätten diesbezüglich versagt. Die Par-
tei sucht den Kontakt zu sozialen und
alterglobalistischen Bewegungen. Bei
Umfragen ohne Notierungen.
PPP (Polska Partia Pracy; Polnische
Arbeiterpartei): Die PPP versteht sich
als politischer Arm der Gewerkschaft
„Solidarnosc 80“. Deren Vorsitzender
ist zugleich Parteivorsitzender. Tritt in
Erscheinung vor allem mit Aktionen im
Bereich der Berg- und Industriearbei-
terschaft. Spricht sich für einen „star-
ken Sozialstaat“ aus. Strikte Abgren-
zung von der SLD und allen „post-
kommunistischen“ Strukturen.In eini-
gen Umfragen im Prozentbereich.

Weitere sich links verstehende Parteien: 

Rentnerpartei (KPEiR; Landespartei
der Pensionäre und Rentner): In Um-
fragen öfter um 3% notiert. Gilt vor al-
lem als Partei einer Altersgruppe,
orientiert sich politisch aber eher links.
Parteivorsitzender Tadeusz Maminski
ist fraktionsloser Sejm-Abgeordneter.
Maminski hebt das Gespür für die so-
zialen Probleme als Markenzeichen
seiner Partei hervor. Im Unterschied zu
früheren Jahren gegenwärtig kaum
noch im öffentlichen Gespräch.

Zieloni 2004 (Die Grünen 2004):
Kleine und junge Partei, die als Teil der
grünen Bewegung Europas sich ver-
steht. Bisher wurden in Polen ökologi-
sche Themen politisch eher dem bau-
ernpolitischen Lager zugeschlagen. In
Polen versucht die Partei sich vor allem
als politischer Vertreter emanzipatori-
sche Bewegungen (Gender-Problema-
tik, sexuelle Minderheiten) ins Ge-
spräch zu bringen. Sieht sich als Teil
der Antikriegsbewegung und des alter-
globalistischen Diskurses. Aktuell zu-
meist scharfe Kritik an SLD wegen
Aufgabe linker Positionen. In Umfra-
gen meistens nicht notiert.

(entnommen mit freundlicher Geneh-
migung der Rosa-Luxemburg-Stiftung
aus deren Homepage: www.rosalux.de)

Vorankündigung
Die Rosa Luxemburg Stiftung, das
Rosa-Luxemburg-Bildungswerk
Hamburg und weitere norddeutsche
RLS-Landesstiftungen/Bildungs-
vereine bieten am Samstag,
16.4.2005, in Hamburg ein Tagesse-
minar zur Frage
„Was, bitte, ist eigentlich links in 
Polen und Tschechien?“
an. Das Seminar richtet sich insbe-
sondere an Aktive in der PDS sowie
Linke im weiteren Umfeld von RLS
und PDS (Gewerkschaften, Attac,
ESF-Aktive, Antirassismus- und
Migrationsbereich usw.), die an Eu-
ropapolitik und linker Vernetzung
interessiert sind.Wenn Interesse vor-
handen ist, sollen weitere Seminare
und Workshops zur Vertiefung bzw.
zu anderen Ländern und Themen an-
geboten werden. Wir laden Euch zu
diesem Seminar herzlich ein und bit-
ten Euch, InteressentInnen aus dem
norddeutschen Raum ebenfalls dar-
auf hinzuweisen.

Info: Dr. Florian Weis, Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung, Franz-Mehring-
Platz 1, D-10243 Berlin, Deutsch-
land / Germany,Tel.: (0049) 30-44 310
164, Fax: (0049) 30-44 310 222, E-
Mail: weis@rosalux.de. Website:
www.rosalux.de

Samstag, 16.4.2005 11Uhr – 17 Uhr

Anmeldung erforderlich bis zum 8.4.
2005.Material zur Vorbereitung wird
ab Anfang April auf der RLS-Web-
site bereitgestellt.

Seminar

Dr. Holger Politt und Hartwig Zillmer

Was, bitte, ist eigentlich „links“
in Polen und Tschechien?
Seit dem 1.5.2004 sind acht mittel-
und osteuropäische Staaten Mitglie-
der der EU. Das Wissen um die dor-
tigen sozialen Konflikte und die Rol-
le linker Akteure ist jedoch gering.
Ausgehend von Darstellungen zur
aktuellen politischen und sozio-öko-
nomischen Lage wollen wir disku-
tieren: Was ist eigentlich links in Po-
len und Tschechien? Was sind Kon-
fliktlinien in der nationalen Politik,
welche emanzipatorischen Akteure
gibt es, wie ist es um linke Koopera-
tionsmöglichkeiten in Europa be-
stellt? Im Mittelpunkt des Seminars
steht Polen, daneben soll die Situa-
tion in Tschechien als Vergleich die-
nen.

Dr.Holger Politt,Historiker,Leiter
des RLS-Regionalbüros in Warschau
(www.rls.pl) und Hartwig Zillmer,
AG Umwelt und Ökologie, Deutsch-
Polnische Gesellschaft Hamburg
(www.dpg-hamburg.de)
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11. bis 13. Februar. München. Frieden und Gerechtigkeit ge-
stalten – Nein zum Krieg! Internationale und öffentliche
Gegenveranstaltung zur Sicherheitskonferenz. Näheres:
www.muenchner-friedensbuendnis.de

19. Februar. Köln. NPD – braunes Sammelbecken für zer-
strittene Rechte? Nazis sehen Chance, sich zu etablieren – Was
ist zu tun! Veranstaltung der Antifaschistischen Nachrichten.
14 Uhr, Alte Feuerwache, Melchiorstr. 3.

23. Februar. Mainz. Besuch des US-Präsidenten George W.
Bush. Bundesweit sind Gegenaktionen angekündigt. Nähe-
res: www.bushinmainz.de

4./5. März. Stuttgart. Attac-Europa-Konferenz: EU global –
fatal?!. Näheres: www.attac.de

19. März, europaweit. Demos gegen Krieg, Rassismus und
Neoliberlismus. Aktionstag des Europäischen Sozialforums.
Zentrale Demonstration in Brüssel.

3./4. April. Frankfurt. Jahresversammlung Forum Kommu-
nistischer Arbeitsgemeinschaften. Vorbereitung der Mitglie-
derversammlung. Haus der Jugend, Deutschherrenufer 12,
Beginn 12 Uhr.

9./10 April. Berlin. Internationale Konferenz NS-Opfer ent-
schädigen – Täter bestrafen. Sie wird organisiert von Ar-
beitskreis Distomo (Hamburg),Arbeitskreis Angreifbare Tra-
ditionspflege (NRW), Support vor Survivors of Nazi Persecu-
tion International (Baltimore/ Köln).

23./24. April. Köln. Kommunalpolitische Konferenz der PDS.
Nach Offenbach 2003 und Sömmerda 2004 treffen sich die
PDS-Kommunalpolitiker/innen dieses Mal in Köln.Aus meh-
reren Gründen: Zum einen soll die Konferenz ein Angebot an
die vielen neuen PDS-Kommunalabgeordneten in NRW sein
(natürlich auch an alle anderen!), zweitens wollen wir die Ge-
noss/innen in NRW mit dieser Konferenz bei ihrem Land-
tagswahlkampf unterstützen. Außerdem soll in Köln die De-
batte um die Kommunalpolitischen Leitlinien und um politi-
sche und strategische Schwerpunkte linker Kommunalpoli-
tik weitergeführt werden. Mit dabei unter anderen: Lothar
Bisky, Dagmar Enkelmann, Katrin Kunert und die Autor/in-
nen der Kommunalpolitischen Leitlinien. Anmeldung bitte
bei: Alexander King, Tel. 030 24009 363, Fax 030 24009 624,
alexander.king@pds-online.de. Jede/r angemeldete Konfe-
renzteilnehmer/in bekommt rechtzeitig per Email oder Post
die Tagungsunterlagen zugeschickt.

6. Mai, Köln. Bundesparteitag der FDP

25. bis 29. Mai. Hannover. Evangelischer Kirchentag 

21. bis 24. Juli. Erfurt. Bundesweites Sozialforum. In zahlrei-
chen Workshops sollen Lösungen gefunden werden unter an-
derem zu den Themenschwerpunkten „Arbeit und Men-
schenwürde“,„Menschenrechte und politische Teilhabe“ oder
„Globalisierung und die Rolle Deutschlands in der Welt“. 36
Organisationen hätten bereits ihre Unterstützung zugesagt,
teilte der DGB Thüringen als einer der Veranstalter mit.

Jahr Monat Land Art der
Wahl

Ter-
min

Wahl-
periode

2005 Feb. Schleswig-Holstein Landtag 20.2. 5 Jahre

Mai NRW Landtag 22.5. 5 Jahre

2006 Frühj. Hessen Kommunal 5 Jahre

März Baden-Württemb. Landtag 26.3. 5 Jahre

März Rheinland-Pfalz Landtag 26.3. 5 Jahre

Frühj. Sachsen-Anhalt Landtag 4 Jahre

Herbst Niedersachsen Kommunal 5 Jahre

Herbst alle Länder Bundestag 4 Jahre

Herbst Meck.-Pomm. Landtag 4 Jahre

Herbst Berlin Landtag 5 Jahre

Vorschau auf Wahlen

Quelle: www.bundeswahlleiter.de

Jahreshauptversammlung des Forums 
kommunistischer Arbeitsgemeinschaften
Samstag 2. April bis Sonntag, 3. April 2005, Beginn 12 Uhr

Diesmal in Frankfurt a. M.!
Haus der Jugend, Deutschherrnufer 12.

Samstag, 2. April:
12 Uhr Anmeldung, 12.30 Uhr: Beginn der Tagung
bis 15 Uhr: Referat + Diskussion mit Dr. Sylvia-Yvonne
Kaufmann, MdEP (angefragt): Antimilitarismus und Frie-
denspolitik angesichts der kommenden EU-Verfassung
15 bis 15.30: Uhr: Kaffeepause
15.30 bis 16.30: Fortsetzung der Diskussion
16.30 bis 17 Uhr: Finanzbericht 2004, Bericht der Finanz-
prüfungskommission, Entlastung des Arbeitsausschuss
17 bis 18 Uhr: Politische Berichte: Bericht der Herausge-
ber, Auflagenentwicklung, Finanzbedarf; Wahl der Her-
ausgeber und der Redakteure
18 bis 19 Uhr: Beschlussfassung über den Haushalt 2005,
Wahl von Präsidium, Arbeitsausschuss und Finanzprü-
fungskommission
Abendessen

Sonntag, 3. April
9 bis 10.45 Uhr: Publikationsprojekt „Prozesse linker Par-
teibildung“ (Arbeitstitel)
10.45 bis 11 Uhr: Kaffeepause
11 bis 12 Uhr: Kommunalpolitische Leitlinien der PDS:
Aktueller Diskussionsstand

Abreise bitte erst ab ca. 13 Uhr planen!
Änderung im Ablaufplan sind möglich.

Präsidium der Arbeitsgemeinschaft


